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Überschrift, Beschlussvorschlag

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift „Gewerbehof Elmblick“,                        RI 11
Stadtgebiet zwischen Reitlingstraße, Helmstedter Straße und Gleisanlagen der DB

Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss

"1. Die während der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB und § 4 a (3) BauGB 
sowie der Beteiligung der Behörden, Träger öffentlicher Belange und sonstigen Stellen 
gem. § 4 (2) BauGB und gem. § 4 a (3) BauGB eingegangenen Stellungnahmen sind 
entsprechend den Vorschlägen der Verwaltung gem. den Anlagen 6 - 10 zu behandeln.

  2. Der Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift  „Gewerbehof Elmblick“, RI 11, wird in der 
während der Sitzung ausgehängten Fassung gem. § 10 (1) BauGB als Satzung 
beschlossen. 

  3. Die zugehörige Begründung wird beschlossen.“
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1 Planungsbeschluss und Planungsziel

Nach Aufgabe der militärischen Nutzung soll das Gebiet „Gewerbehof Elmblick“ (vormals 
Posthof und Lager- und Betriebshof genannt) in angemessener und geordneter Weise als 
eingeschränktes Gewerbegebiet entwickelt werden. Der Aufstellungsbeschluss für den 
Bebauungsplan wurde vom Verwaltungsausschuss der Stadt Braunschweig am 14. 
Dezember 2004 gefasst, zusammen mit den Aufstellungsbeschlüssen für die 
Bebauungspläne „Heinrich der Löwe-Kaserne“ und „Roselies-Kaserne“ sowie der 82. 
Änderung des Flächennutzungsplanes. Das Bebauungsplanverfahren wird gem. § 13a 
BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung durchgeführt.

2 Beteiligung der Behörden, Träger öffentlicher Belange und sonstiger Stellen gemäß 
§ 4 (2) BauGB

Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 26. Januar 2009 bis 2. März 2009 durchgeführt.
Die Stellungnahmen sind in der Anlage 6 aufgeführt und mit Stellungnahmen und 
Vorschlägen der Verwaltung versehen.

3 Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB

Die öffentliche Auslegung wurde vom Verwaltungsausschuss am 16. Juni 2009 beschlossen. 
Nach Fertigstellung und Unterzeichnung des städtebaulichen und Erschließungsvertrages 
wurde die öffentliche Auslegung in der Zeit vom 6. November bis 7. Dezember 2009 
durchgeführt. Die während der öffentlichen Auslegung eingegangenen Stellungnahmen sind 
in der Anlage     Nr.     7   aufgeführt und mit Stellungnahmen und Vorschlägen der Verwaltung 
versehen.

Erneute Beteiligung eines Trägers öffentlicher Belange gemäß § 4 a (3) BauGB
Anpassung einer Festsetzung nach dem Auslegungsbeschluss

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung gab ein Träger öffentlicher Belange (DB Services 
Immobilien GmbH Hannover) eine Stellungnahme ab, in der eine Anpassung einer 
Festsetzung angeregt wurde. Die Verwaltung schlägt vor, dieser Anregung zu folgen, s. 
Anlage Nr. 8. Der entsprechend geänderte Entwurf wurde einer erneuten Beteiligung des 
Trägers öffentlicher Belange unterzogen. Das Ergebnis dieser Beteiligungen sowie den 
entsprechenden Beschlussvorschlag der Verwaltung sind in der Anlage 9 zusammengefasst.

Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 4 a (3) BauGB
Anpassung einer Festsetzung nach dem Auslegungsbeschluss

Einige Anregungen aus der öffentlichen Auslegung, die Erweiterungsmöglichkeiten für die 
Tankstelle betreffend, schlägt die Verwaltung vor zu berücksichtigen. Der entsprechend 
geänderte Entwurf wurde einer erneuten Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit 
unterzogen. Die Ergebnisse dieser Beteiligungen sowie die entsprechenden 
Beschlussvorschläge der Verwaltung sind in der Anlage 10 zusammengefasst.

4 Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt, die in den Anlagen 6 - 10 aufgeführten Stellungnahmen den 
Vorschlägen der Verwaltung entsprechend zu behandeln und den Bebauungsplan mit 
Gestaltungsvorschrift „Gewerbehof Elmblick“, RI 11, als Satzung sowie die Begründung gem. 
den Anlagen 1 – 5 zu beschließen. 
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Die Änderungen gegenüber den textlichen Festsetzungen und der Begründung, siehe 
Anlage zur Vorlage des Auslegungsbeschlusses in der Fassung vom 8. Mai 2009, sind durch 
Markierungen hervorgehoben, redaktionelle Änderungen ausgenommen.

5 Anpassung des Flächennutzungsplans
Der Flächennutzungsplan wird für den Bereich des Bebauungsplans im Wege der 
Berichtigung angepasst, da das Verfahren als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 
13a BauGB durchgeführt wird (s.a. § 13a (2) Ziffer 2 BauGB).

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage:

Anlage 1 Übersichtskarte 
Anlage 2 Zeichnerische Festsetzungen
Anlage 3 Planzeichenerklärung
Anlage 4 Textliche Festsetzungen, Kennzeichnungen und Hinweise
Anlage 5 Begründung
Anlage 6 Beteiligung der Behörden, Träger öffentlicher Belange und sonstiger Stellen gemäß 

§ 4 (2) BauGB
Anlage 7 Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit

gem. § 3 (2) BauGB
Anlage 8 Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen TÖB im Rahmen der 

Benachrichtigung über die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB
Anlage 9 Behandlung einer Stellungnahme aus der erneuten Beteiligung eines Trägers 

öffentlicher Belange gem. § 4 a (3) BauGB
Anlage 10 Behandlung der Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung der betroffenen 

Öffentlichkeit gem. § 4 a (3) BauGB

I. V.

gez.

Zwafelink
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Anlage 1


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Gewerbehof Elmblick RI 11
Übersichtskarte


Maßstab 1:....








 
 Anlage 10  
 Stand: 8. April 2010 
 
 
 
 


Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift) 
Gewerbehof Elmblick RI 11 
Behandlung der Stellungnahmen der betroffenen Öffentlichkeit im Rahmen der er-
neuten beschränkten Beteiligung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB vom 22. Dezember 
2009 bis 06. Januar 2010 
 
Im Rahmen dieser erneuten beschränkten Beteiligung wurden 3 Betroffene beteiligt, 
die nach Versand der Unterlagen um einen Abstimmungstermin baten. Ihr Anliegen, 
bezüglich der Erweiterungs- bzw. Umbaumöglichkeiten der bestehenden unter er-
weitertem Bestandsschutz stehenden Tankstelle eine weitere Änderung in den text-
lichen Festsetzungen aufzunehmen, trugen sie am 15. Januar 2010 vor mit dem Ziel 
eine Erweiterung bzw. Umbaumöglichkeit unabhängig von der Grundstückserweite-
rung zu ermöglichen. Die Anregungen konnten durch eine entsprechende Anpas-
sung der textlichen Festsetzungen berücksichtigt werden. Die Betroffenen wurden im 
Rahmen einer 2. erneuten beschränkten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 BauGB vom 
07. Februar 2010 bis 17. Februar 2010 nochmals beteiligt. 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 
Email vom 11.02.2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


mit der uns nunmehr in letzter Form vorlie-
genden textlichen Änderung ( 07.Februar 
2010) sind wir einverstanden und bitte um 
Übernahme dieser in  
  
a)      Bebauungsplan Gewerbehof Elmblick 
b)      Begründung und Umweltbericht. 
  
Die Angelegenheit ist damit unsererseits er-
ledigt. 
Bitte senden Sie uns ein endgültiges Exemp-
lar des B- Plans für unsere Unterlagen zu. 
  
Weiterhin danken wir allen Beteiligten für die 
positive, konstruktive Zusammenarbeit. 
 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 


Stellungnahme Nr. 2 
Schreiben vom 14. Februar 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


die E-Mail von dem Büro Architektur und 
Stadtplanung vom 07. Febr. 2010 liegt mir 
vor. Ich erlaube mir Ihnen, nachstehend mei-
ne Stellungnahme einzureichen. 
 
Zu: Anlage 3, A. I.1.4 
- einverstanden – 
 


 







- 2 - 
 


Zu: Anlage 4, 4.1, Absatz 5 
- einverstanden – 
 
Für Ihre Bemühungen danke ich Ihnen. 
 
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Anlage 3


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Gewerbehof Elmblick RI 11
Planzeichenerklärung Seite 1


Bahnanlagen


2


269


229


269


327


9
0


269
256


17


19


269
240


2


Art der baulichen Nutzung


GEe eingeschränktes Gewerbegebiet


Höhen baulicher Anlagen in Metern über dem Bezugspunkt entsprechend
textlicher Festsetzung


TH maximale Traufhöhe über NN


Maß der baulichen Nutzung


z.B. III Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze


z.B. 0,4 Grundflächenzahl (GRZ)


Verkehrsflächen


Baugrenze


Bauweise


 a abweichende Bauweise entsprechend textlicher Festsetzung


Bereich ohne Ein- und Ausfahrt


Grünflächen


öffentliche Grünfläche, Geh- und Radweg


Flächen für Versorgungsanlagen


Gasdruckregelanlage


FH maximale Firsthöhe über NN


Abfall - Wertstoffcontainer


öffentliche Straßenverkehrsfläche


Straßenbegrenzungslinie


Elektrizität - Ortsnetzstation


Planzeichenerklärungen







Anlage 3


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Gewerbehof Elmblick RI 11
Planzeichenerklärung Seite 2
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Bestandsangaben


öffentliche Gebäude, Gebäude (Wohnen, Handel, Sport, Erholung)


Gebäude (Gewerbe, Industrie, Verkehr)


Flurstücksgrenze


Flurstücksnummern117


Höhenangaben über NN


18


91.52


Böschung


Baum vorhanden


4


9


7


269


315


Kinder-
pielplatz


15


Elmsburgweg


Grenze des Geltungsbereiches


Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft


Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen


Sonstige Planzeichen


Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit zu
belastende Flächen  (§ 9 (1) 21 BauGB) entsprechend textlicher
Festsetzung


G-F-L


Nutzungsabgrenzung der Teilgebiete


Bereich, in dem mit Kampfmitteln zu rechnen ist


Bäume, zu erhalten


Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen


Bäume, anzupflanzen


LPB


Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum
Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (hier: Lärmimmissionen)
entsprechend textlicher Festsetzung


Lärmpegelbereich entsprechend textlicher Festsetzung


Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen
belastet sind


z.B. 5,00 Maßangaben in Meter


1 Hinweis auf textliche FestsetzungA












 


 


 
 Anlage 4 
 Stand: Stand: 08.April 2010 
 
 
 
 


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
Gewerbehof Elmblick RI 11 
Textliche Festsetzungen, Kennzeichnungen und Hinweise 
 
 
A Städtebau 


gemäß § 1 a und § 9 BauGB 
 
I Art der baulichen Nutzung 
 
1 Eingeschränkte Gewerbegebiete 
 
1.1 In den Gewerbegebieten GEe1 bis GEe4 sind 


Nutzungen nach § 8 Abs. 2 BauNVO nur wie 
folgt zulässig: 
− Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, 


Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 
− Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäu-


de, 
− Anlagen für sportliche Zwecke. 
− Im GEe2 sind Autowaschstraßen sowie Au-


to-Selbstwaschplätze zulässig, sofern die 
Anlagen nicht für die Lkw-Wäsche nutzbar 
sind. 


 
1.2 In den Gewerbegebieten GEe1 bis GEe4 sind 


die Nutzungen nach § 8 Abs. 3 BauNVO aus-
nahmsweise wie folgt zulässig: 
− Wohnungen für Aufsichts- und Bereit-


schaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter, die in den Hauptbaukör-
per des Betriebes integriert sind und ihm 
gegenüber in Grundfläche und Baumasse 
untergeordnet sind, sofern sie nicht inner-
halb der Lärmpegelbereiche V oder VI lie-
gen. 


− Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale 
und gesundheitliche Zwecke, 


− Verkaufs- und oder Ausstellungsflächen, 
die in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der am Standort erfolgenden Herstellung 
oder Weiterverarbeitung von Waren und 
Gütern stehen. Sie müssen in eine bauliche 
Anlage integriert sein, die mit der gewerbli-
chen Herstellung, Weiterverarbeitung oder 
Dienstleistung im Zusammenhang steht und 
dieser gegenüber von untergeordneter 
Größe sein. 
Innerhalb der zulässigen Verkaufsflächen 
sind folgende Warengruppen unzulässig: 
− Lebensmittel und Getränke, 
− Spielwaren, 
− Literatur und Schreibwaren, 
− Radio- und TV-Geräte, 
− Unterhaltungselektronik und Computer, 
− Fotoartikel und optische Geräte, 
− Bekleidung, Schuhe und Lederwaren, 
− Drogerieartikel (Körper- und Haushalts- 
 pflegemittel), 
− Haushaltsgeräte und Haushaltswaren, 


− Fahrräder. 
1.3 In den Gewerbegebieten GEe1 bis GEe4 sind 


folgende Nutzungen unzulässig: 
− Einzelhandelsbetriebe, die über die in Nr. 


1.2 Punkt 3 genannte Nutzung hinausge-
hen,  


− Wohnungsprostitution, Bordelle und bor-
dellartige Betriebe, 


− Autohöfe, sowie gewerblich genutzte Ab-
stellanlagen für Kfz,  


− Tankstellen mit Ausnahme der im GEe2 be-
stehenden Tankstelle, 


− Speditionen, 
− Schrottverarbeitende Betriebe und Schrott-


plätze, 
− Vergnügungsstätten. 


 
1.4 Eine Änderung oder Erweiterung der im 


GEe2 bestehenden Tankstelle in nördlicher 
Richtung ist gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO 
ausnahmsweise zulässig, sofern die Erweite-
rung 500 m² Grundstücksfläche nicht über-
schreitet. Durch die genannten, ausnahm-
sweise zulässigen Erweiterungen der Tank-
stelle darf das Baugrundstück mit einer GRZ 
bis zu max. 0,8 ausgenutzt werden.Die Erwei-
terung des Tankstellenshops mit dem typi-
schen Sortiment um max. 30 m² Grundfläche 
ist ausnahmsweise zulässig, sofern diese Er-
weiterung im Zusammenhang mit einer be-
trieblich-technisch erforderlichen baulichen 
Änderung oder Erweiterung der Tankstelle 
stattfindet.  


 
2 Emissionsbeschränkungen 
 
 Das Gewerbegebiet ist hinsichtlich der zuläs-


sigen Schallemissionen gegliedert. Betriebe 
in den jeweiligen Gebieten dürfen unter der 
Voraussetzung gleichmäßiger Schallabstrah-
lung und freier Schallausbreitung folgende 
flächenbezogenen Schallleistungspegel LW“, 


tags und LW“, nachts nicht überschreiten: 
 


flächenbezogener Schall-
leistungspegel LW“ dB(A)  


Baugebiete 6 - 22 Uhr 22 - 6 Uhr 
GEe 1 und 
GEe 2 


62 50 


GEe 3 und 
GEe 4 


58 40 


 Die Berechnung erfolgt gemäß Nr. 7.3.2 der 
ISO 9613-2 nach dem alternativen Verfahren für 
eine Mittenfrequenz f = 500 Hz und eine mittlere 
Quellhöhe hQ = 4 m über GOK 


 


Gelöscht: 13. Mai 2009
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 Von den in der Tabelle genannten Werten 
kann abgewichen werden, wenn 
− die freie Schallausbreitung durch ausrei-


chende aktive Lärmschutzmaßnahmen wie 
Lärmschutzbebauung oder Lärmschutz-
wand eingeschränkt wird oder 


− ein Ausgleich aufgrund innerer Absorption, 
Streuung oder Abschirmung hergestellt 
wird, soweit diese dauerhaft ist. 


 In beiden genannten Fällen ist bei einer Ab-
weichung von den festgesetzten Werten im 
Genehmigungsverfahren der Nachweis durch 
ein schalltechnisches Gutachten zu erbrin-
gen, dass durch die geplanten Maßnahmen 
die jeweils festgesetzten flächenbezogenen 
Schallleistungspegel in ihrer Gesamtwirkung 
nicht überschritten werden. 


  
 
II Maß der baulichen Nutzung,  
 Höhe baulicher Anlagen 
 
 Das Maß der baulichen Nutzung bestimmt 


sich durch Planeintrag. 
 
 
III Bauweise –  
 überbaubare Grundstücksflächen 
 


In den eingeschränkten Gewerbegebieten 
(GEe) ist abweichend von der offenen Bau-
weise eine Gebäudelänge über 50,00 m zu-
lässig. 


 
 
IV Grünordnung 
 
1. Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sons-


tigen Bepflanzungen 
 
1.1 Die in der Planzeichnung zum Erhalt festge-


setzten Bäume sind durch geeignete Maß-
nahmen zu schützen, zu pflegen und zu er-
halten. 
− Abgänge sind gleichwertig in der Größe 30 


– 35 cm, Stammumfang in 1 m Höhe, in 
den unter Punkt 3.1 festgelegten Mindest-
standards spätestens in der folgenden 
Pflanzperiode zu ersetzen. 


− Zu erhaltende Bäume in Standortnähe zu 
pflanzender neuer Bäume sind nach ihrem 
Abgang durch Bäume der festgesetzten Ar-
ten und Qualitäten zu ersetzen. 


 
1.2 Auf den in der Planzeichnung zum Erhalt 


festgesetzten Flächen sind die vorherrschen-
den trockenen Kraut- und Staudenfluren so-
wie die auf Einzelflächen in der Kartengrund-
lage dargestellte Baum und Strauchvegetati-
on durch geeignete Schutzmaßnahmen zu 
schützen, zu pflegen und auf Dauer zu erhal-
ten. 


 
2 Begrünung öffentlicher und privater Flächen 
 
2.1 An der Helmstedter Straße sind an den in der 


Planzeichnung festgesetzten Standorten 
mindestens 4 hochstämmige Laubbäume als 
Winterlinde (Tilia cordata) zu pflanzen. 


 


2.2 Entlang der als G-F-L festgesetzten Erschlie-
ßung sind innerhalb des Plangebietes min-
destens 40 hochstämmige Laubbäume zu 
pflanzen, wobei entlang des G-F-L mit der 
Bezeichnung A Winterlinden (Tilia cordata) 
und entlang des G-F-L mit der Bezeichnung B 
Flatterulmen (Ulmus laevis) zu pflanzen sind.  


 Die zum Erhalt festgesetzten Bäume sind auf 
die zu pflanzenden Bäume anzurechnen. Im 
Einzelfall ist im Reihenabstand eine Abwei-
chung vom festgesetzten Baumstandort um 
5 m zulässig. 


 
2.3 Die in der Planzeichnung festgesetzten Flä-


chen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen mit der 
Ziffer 1 sind als trockene Kraut- und Stauden-
fluren zu entwickeln. 


 
2.4 Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 


Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen mit 
der Ziffer 2 sind mit standortgerechten Laub-
gehölzen im Pflanzraster von 1,5 mal 1,5 m 
zu bepflanzen. Dabei sind zu 90% strauchar-
tige Gehölze und zu 10% baumartige Gehöl-
ze zu verwenden.  


 
2.5 Für das Gewerbegebiet GEe 4 ist für eine 


Ein- und Ausfahrt von der Reitlingstraße aus 
eine Unterbrechung der Anpflanzfläche in ei-
ner Breite von maximal 10 m zulässig. 


 
2.6 Stellplatzflächen sind so zu befestigen, dass 


eine Versickerung von Oberflächenwasser 
auf den Flächen gewährleistet ist, z.B. durch 
ein Ökoverbundpflaster, Rasensteine, Pflas-
ter mit mindestens 20% Fugenanteil. 


 
2.7 Pro 6 Stellplätzen ist mindestens ein hoch-


stämmiger Laubbaum als Spitzahorn (Acer 
platanoides) im Bereich der Stellplatzflächen 
zur Gliederung zu pflanzen. 


 
2.8 Mindestens 40 % der Fläche jedes Bau-


grundstückes ist zu begrünen. Die Hälfte der 
zu begrünenden Fläche ist mit standortheimi-
schen Gehölzen zu bepflanzen. Hierauf sind 
die Flächen mit Erhaltungs- und Anpflan-
zungsfestsetzungen anzurechnen. 


 
2.9 Je angefangene 300 m² jedes Baugrundstü-


ckes ist mindestens ein Laubbaum 2. Ord-
nung (Artenliste siehe Anhang 1 der textli-
chen Festsetzungen) als Hochstamm zu 
pflanzen. Hierauf sind die unter Punkt 2.2 
festgesetzten, entlang der Erschließungs-
straßen zu pflanzenden Bäume anzurechnen. 


 
3. Allgemeine Festsetzungen zur Begrünung 
 
3.1 Für die zu pflanzenden Gehölze gelten fol-


gende Mindestpflanzqualitäten: (Pflanzliste: 
siehe Anhang zu den textl. Festsetzungen) 


 - Laubbäume 18 - 20 cm Stammumfang in  
  1 m Höhe; 


 - Heister: Hei 2xv. (artabhängige Abwei- 
  chung möglich) 150-200 cm Höhe; 


 - Sträucher: v. Str. 4 Tr. (artbedingte Abwei- 
  chung möglich) 60-100 cm Höhe. 


 
3.2 Pro Einzelbaum ist eine mind. 9 m² große 


offene Vegetationsfläche in einer Breite von 
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mind. 2 m vorzusehen. Diese Fläche ist flä-
chendeckend mit bodendeckenden Gehöl-
zen, Stauden oder Rasen zu begrünen. 


 
3.3 Die festgesetzten Anpflanzungen bzw. grün-


ordnerischen Maßnahmen sind vollständig 
und spätestens jeweils innerhalb eines Jah-
res nach Fertigstellung der Bebauung abzu-
schließen. Die Einhaltung der Festsetzungen 
ist im Rahmen der Bauanträge über Freiflä-
chenpläne nachzuweisen. 


 
3.4 Die festgesetzten Anpflanzungen bzw. Maß-


nahmen sind fachgerecht auszuführen, 
dauerhaft zu erhalten und bei Abgang spätes-
tens in der folgenden Pflanzperiode gleich-
wertig zu ersetzen. 


 
3.5 Für alle Anpflanzungen ist im Anschluss an 


die Fertigstellung eine zweijährige Entwick-
lungspflege durchzuführen. 


 
 
V Festsetzungen zum Schutz vor schädli-


chen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes 


 
1 Innerhalb der Lärmpegelbereiche V und VI 


sind Wohnungen gem. Ziffer I 1.2 Punkt 1 
nicht zulässig. 


 
2 Innerhalb des Lärmpegelbereiches VI (LPB 


VI) müssen gem. DIN 4109 die Außenbautei-
le (Fenster, Wand, Dach etc.) ein resultieren-
des Schalldämmmaß von mindestens 45 dB 
für Büroräume aufweisen. 


 
3 Innerhalb des Lärmpegelbereiches V (LPB V) 


müssen gem. DIN 4109 die Außenbauteile 
(Fenster, Wand, Dach etc.) ein resultierendes 
Schalldämmmaß von mindestens 40 dB für 
Büroräume aufweisen. 


 
4 Innerhalb des Lärmpegelbereiches IV (LPB 


IV) müssen gem. DIN 4109 die Außenbautei-
le (Fenster, Wand, Dach etc.) ein resultieren-
des Schalldämmmaß von mindestens 40 dB 
für Wohnräume bzw. 35 dB für Büroräume 
aufweisen. 


 
5 Bei Schlafräumen ist der Einbau von schall-


gedämmten Lüftungsöffnungen bzw. –ein-
richtungen erforderlich, wenn der jeweils 
maßgebende Orientierungswert (Beiblatt 1 zu 
DIN 18005 Teil 1) überschritten wird. Die Lüf-
tungsöffnungen müssen das gleiche Einfü-
gungs-Dämpfungsmaß wie die jeweils erfor-
derlichen (Schallschutz-) Fenster aufweisen. 


 
6 Von den Festsetzungen 1 - 4 kann abgese-


hen werden, wenn im Genehmigungsverfah-
ren nachgewiesen wird, dass der erforderli-
che Schallschutz auf andere Weise z.B. Ab-
schirmung durch vorgelagerte Baukörper, 
gewährleistet ist.  


 


 
VI Sonstige Festsetzungen 
 
1 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 


 
 Das in der Planzeichnung festgesetzte Geh- 


und Fahrrecht gilt zugunsten der Allgemein-
heit. Das Leitungsrecht gilt zugunsten der 
Ver- und Entsorgungsträger. 


 
2 Ableitung Niederschlagswasser 


Von den Grundstücken darf eine Nieder-
schlagswasserabflussmenge von maximal 10 
l/(s x ha) abgeleitet werden. 
 


3 Bedingte Festsetzung gem. § 9 Abs. 2 Nr. 2 
BauGB 
Die durch die Punkte A, B, C, D, A abge-
grenzte Fläche wird als öffentliche Grünfläche 
mit der Zweckbestimmung Geh- und Radweg 
festgesetzt. Auf dieser Fläche wird ein Fahr-
recht zu Gunsten der Bahn festgesetzt. Die 
genannten Nutzungen sind zulässig, sobald 
die Freistellung der Fläche von Bahnbetriebs-
zwecken gemäß § 23 AEG erfolgt ist. 
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B Gestaltung 
 
gemäß §§ 56, 91, 97, 98 NBauO in Verbindung mit 
§ 9 Abs. 4 BauGB 
 
Geltungsbereich 
 


Die Gestaltungsvorschriften für den Be-
bauungsplan „Gewerbehof Elmblick“ RI 11 
beziehen sich auf den gesamten Geltungsbe-
reich. 


 
 
I Werbeanlagen 
 
1 Werbeanlagen sind nur als Werbung an der 


Stätte der Leistung zulässig. 
 
2 Werbeanlagen sind nur innerhalb der über-


baubaren Grundstücksflächen zulässig.  
Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen ist im Bereich der Zufahrt eine Werbe-
anlage als Sammelanlage zulässig. Die ma-
ximale Höhe der Werbeanlage darf eine Hö-
he von 5,50 m und eine Breite von 1,50 m 
nicht überschreiten. 


 
3 Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-


chen sind Werbeanlagen nur an Fassaden 
und nur an den dem angrenzenden Wohnge-
biet abgewandten Gebäudeseiten zulässig. 
Werbeanlagen an Fassaden, die der Helm-
stedter Straße zugewandt sind, dürfen eine 
Höhe von 5,50 m nicht überschreiten. Die 
Werbeanlagen dürfen die Gebäude nicht 
überragen. Die Werbefläche darf 10 % der 
Gesamtfläche der Fassade nicht überschrei-
ten.  


 
4 Ausnahmsweise sind innerhalb des Gewer-


begebietes GEe1 maximal 5 Fahnenmasten 
und 1 Werbeturm zulässig, wenn sie inner-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen 
liegen und eine Höhe von 8,0 m nicht über-
schreiten.  


 
5 Bezugspunkt für die Höhenangabe ist die 


Höhenlage der nächstgelegenen öffentlichen 
oder privaten Verkehrsfläche. 


 
6 Entlang der Gleisanlagen dürfen keine Lichter 


aufgestellt werden, die zur Blendung des 
Fahrpersonals führen oder zur Verwechse-
lung mit Signalen führen könnten. 


 
7 Blinkende Werbeanlagen, Wechsellicht und 


Laufbänder sind unzulässig. Die grundsätzli-
chen Regelungen zu Werbeanlagen im Be-
reich von Autobahnen aus dem Allgemeinen 
Rundschreibens ARS 32/2001 des Bundes-
ministeriums für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (BMVBS) sind zu beachten. 


 
 
III Ordnungswidrigkeiten 
 
 Ordnungswidrig handelt nach § 91 Abs. 3 


NBauO, wer eine Baumaßnahme durchführt 
oder durchführen lässt, die nicht den Gestal-
tungsfestsetzungen entspricht. 


 
Kennzeichnung 
 
1 In den gekennzeichneten 3 Teilflächen wer-


den Gefahrenforschungsmaßnahmen auf 
Bombenblindgänger empfohlen. Aus Sicher-
heitsgründen sind vor dem Beginn von Bau-
maßnahmen Sondierungen auf Kampfmittel 
auf diesen Teilflächen zu veranlassen. 


 
2 In den gekennzeichneten 2 Teilflächen liegen 


ab einer Tiefe von 2 m Verunreinigungen vor. 
Im Falle eines Eingriffs in den Boden ist hier 
damit zu rechnen, dass sog. gefährliche Ab-
fälle anfallen, die entsprechend den abfall-
rechtlichen Vorgaben zu behandeln sind. 


 
 
Hinweise 
 
1 Das Plangebiet befindet sich innerhalb des 


Wasserschutzgebietes, Zone IIIb, des Was-
serwerkes „Bienroder Weg“ der Braun-
schweiger Versorgungs-AG. Die Bestimmun-
gen des § 4 der „Verordnung über die Fest-
setzungen eines Wasserschutzgebietes für 
das Wasserwerk Bienroder Weg der Braun-
schweiger Versorgungs-AG vom 12. Oktober 
1978“ sind zu beachten. 


 
2 Auf dem gesamten Areal kann bereichsweise 


bei Aushubmaßnahmen Boden anfallen, der 
nicht uneingeschränkt wiedereingebaut wer-
den darf. 


 
 
Anhang – Liste der zu verwendenden Gehölze 
 
G  = nur in Gartenanlagen 
kursiv = nicht standortheimisch 
(+)   wenig giftig +   giftig ++   stark giftig +++   
sehr stark giftig 
 
 
Bäume I. Ordnung 
Acer platanoides Spitzahorn 
Aesculus hippocastanum   (+) Rosskastanie 
Fraxinus excelsior Gemeine Esche 
Quercus robur Stieleiche 
Tilia cordata Winterlinde 
Tilia platyphyllos Sommerlinde 
Ulmus carpinifolia (minor) Feldulme 
 
Bäume II. Ordnung 
Acer campestre Feldahorn 
Aesculus x carnea   (+) Rotblühende Rosskastanie 
Alnus glutinosa Schwarzerle 
Carpinus betulus Hainbuche 
Juglans regia Walnuss 
Populus tremula Espe, Aspe, Zitterpappel 
Prunus avium Vogelkirsche 
Pyrus communis Wildbirne 
Pyrus domestica   G Birne 
Salix alba Silberweide 
Sorbus aucuparia   (+) Eberesche 
Sorbus torminalis Elsbeere 
 
Bäume III. Ordnung 
Crataegus crus-galli Hahnensporn-Weißdorn 
Crataegus laevigata 'Paul's Scarlet' Rotdorn 
Cydonia oblonga   G Quitte 
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Malus domestica Essapfel 
Prunus padus Traubenkirsche  
Prunus domestica   G Pflaume/Zwetschge 
 
Sträucher 
Amelanchier canadensis   G Felsenbirne 
Buxus sempervirens   G   ++ Buchsbaum 
Cornus mas Kornelkirsche 
Cornus sanguinea   (+) Roter Hartriegel 
Corylus avellana Hasel 
Forsythia 'Spectabilis'   G Forsythie 
Hypericum calycinum   G Hartheu 
Ilex aquifolium   ++ Stechpalme 
Ligustrum vulgare   + Gemeiner Liguster 
Lonicera xylosteum   + Gemeine Heckenkirsche 
Philadelphus virginalis   G Falscher Jasmin 
Prunus spinosa Schlehe 
Ribes nigrum Schwarze Johannisbeere (Wild-
form) 
Ribes rubrum Rote Johannisbeere (Wildform) 
Ribes uva-crispa Stachelbeere (Wildform) 
Rosa canina Hundsrose 
Rubus fruticosus Brombeere 
Rubus idaeus Himbeere 
Salix caprea Salweide 
Salix cinerea Grauweide, Aschweide 
Salix fragilis Bruchweide, Knackweide 
Salix purpurea Purpurweide 
Salix triandra Mandelweide 
Salix viminalis Korbweide 
Sambucus nigra   (+) Schwarzer Holunder 
Sambucus racemosa   (+) Roter Holunder 
Spiraea bumalda Rosen-Spiere 
Spiraea menziesii 'Triumphans'   G Amerikanische 
Spiere 
Spiraea x arguta   G Schneespiere 
Syringa vulgaris   G Flieder 
Viburnum lantana   + Wolliger Schneeball 
Weigela florida   G Weigelie 
 
 
Kletterpflanzen 
Aristolochia macrophylla   G   + Pfeifenwinde 
Clematis vitalba   + Waldrebe 
Hedera helix   + Gemeiner Efeu 
Humulus lupulus Hopfen 
Hydrangea petiolaris   G Kletterhortensie 
Lonicera periclymenum   + Waldgeißblatt 
Parthenocissus quinquefolia Wilder Wein 
Parthenocissus tricuspidata 'Veitchii'  G Wilder 
Wein 
Polygonum aubertii   G Knöterich 





		Geltungsbereich

		Kennzeichnung

		Hinweise

		Anhang – Liste der zu verwendenden Gehölze
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1. Rechtsgrundlagen - Stand: 1. April 2010 - 
 
1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 


 


 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) 


1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
 


 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479) 


1.3 Planzeichenverordnung (PlanzV) 
 


 
in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58) 


1.4 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)


 


 
 


in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) 


1.5 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)


1.6 


 
 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94) 
 
Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGNatSchG) 
 


 
in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) 


1.7 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 
 


 


in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89), zuletzt geändert 
durch Art. 4 des Gesetzes vom 28. Oktober 2009 (Nds. GVBI. S. 366) 


1.8 Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO) 
 


 


in der Fassung vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S. 473), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 28. Oktober 2009 (Nds. GVBl. S. 366) 


 
 
2. Bisherige Rechtsverhältnisse 
 
2.1 Regional- und Landesplanung


Im Niedersächsischen Landesraumordungsprogramm 2008 (LROP) ist die 
Stadt Braunschweig - im oberzentralen Verbund mit den benachbarten Städ-
ten Wolfsburg und Salzgitter - als Oberzentrum der Region festgelegt. 


 
 


 
In der zeichnerischen Darstellung des RROP werden der Geltungsbereich 
und das nähere Umfeld als vorhandener Siedlungsbereich dargestellt. Damit 
stehen die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht im Wider-
spruch zu den Vorgaben des Regionalen Raumordnungsprogramms und 
sind im Sinne von § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung ange-
passt. 
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2.2 Flächennutzungsplan 


 


 
 
Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Braunschweig stellt das Plan-
gebiet als Sonderbaufläche ohne weitere Zweckbestimmung dar. Nach Auf-
gabe der militärischen Nutzung wird das Plangebiet als Außenbereich gem. 
§ 35 BauGB eingestuft. Im Jahr 2004 wurde ein Aufstellungsbeschluss für 
eine Änderung des Flächennutzungsplanes gefasst, mit dem Ziel für das 
Plangebiet gewerbliche Flächen darzustellen.  
Da der vorliegende Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren gem. § 13a 
BauGB aufgestellt wird, wird der Flächennutzungsplan mit Rechtskraft die-
ses Bebauungsplanes berichtigt. Die bisherige Darstellung der Sonderbau-
fläche wird durch die Darstellung als gewerbliche Baufläche ersetzt. 


 
2.3 Bebauungspläne 


 


 


Der vorliegende Bebauungsplan RI 11 überplant eine Teilfläche des wirksa-
men Bebauungsplanes RI 3. Die Festsetzungen für das städtische Flurstück 
Gemarkung Riddagshausen, Flur 11, Flurstück 268/100 sowie eine Teilflä-
che des Flurstücks 268/112 werden durch die zeichnerischen und textlichen 
Festsetzungen und Hinweise des vorliegenden Bebauungsplanes ersetzt. 
Weitere Bebauungspläne für den Bereich des Bebauungsplanes RI 11 lie-
gen nicht vor. 


 
3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 


 
Die militärische Nutzung des „Lager- und Betriebshof“ ist aufgegeben wor-
den. Die Flächen sind vom Bundesvermögensamt veräußert worden und 
bieten sich für eine bestandsorientierte Nachnutzung an. Da das Plangebiet 
mit Ausnahme der im Bebauungsplan RI 3 liegenden Fläche als Außenbe-
reich gem. § 35 eingestuft wird, ist die Aufstellung des Bebauungsplanes er-
forderlich, mit dem Ziel, ein eingeschränktes Gewerbegebiet zu entwickeln.  
 
Nach der Prüfung der Stellungnahmen im Rahmen der Frühzeitigen Beteili-
gung nach § 3 (1) i.V. m. § 4 (1) BauGB wurde entschieden, für den Be-
bauungsplan das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB anzuwenden. 
Da Ziel des Bebauungsplanes die Wiedernutzbarmachung der ehemals mili-
tärisch genutzten Flächen ist, die Grundfläche unter 20.000 m² liegt, kein 
UVP-pflichtiges Vorhaben geplant ist und es keine Anhaltspunkte einer Be-
einträchtigung hinsichtlich FFH-Gebiete oder Europäischer Vogelschutzge-
biete gibt, sind die Voraussetzungen für die Anwendung des § 13a BauGB 
erfüllt. 


 







- 4 - 
 


 


 
4 Begründung der Festsetzungen 
 


Das Plangebiet liegt im Südosten der Stadt Braunschweig. Es wird im Osten 
durch die Reitlingstraße, im Süden durch die Helmstedter Straße und im 
Nordwesten durch die Gleisanlagen der Deutschen Bahn begrenzt. Der Gel-
tungsbereich umfasst neben dem ehemaligen militärisch genutzten Lager- 
und Betriebshof eine Tankstelle, ein Gartengrundstück sowie ein städtisches 
Grundstück, welches zurzeit als Grünfläche genutzt wird, im rechtskräftigen 
Bebauungsplan RI 3 jedoch für eine Überbauung vorgesehen ist. 


 
4.1 Art der baulichen Nutzung


 Das gesamte Plangebiet wird als eingeschränktes Gewerbegebiet GEe fest-
gesetzt. Mit dieser Festsetzung werden die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für eine gewerbliche bestandsorientierte Nachnutzung der ehemali-
gen militärischen Liegenschaft geschaffen. 


 
 


 
 Die gemäß § 8 BauNVO zulässigen Nutzungen werden unter anderem hin-


sichtlich der zulässigen Schallemissionen eingeschränkt, um eine Verträg-
lichkeit mit dem angrenzenden Wohngebiet zu gewährleisten. 
 


 Häufig besteht für den Inhaber eines Gewerbebetriebes die Notwendigkeit, 
seine Wohnung auf dem Betriebsgelände zu errichten. Daher sind Wohnun-
gen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet sind, ausnahmsweise 
zulässig, sofern sie nicht innerhalb der Lärmpegelbereiche V oder VI liegen. 


 
 Einzelhandelsbetriebe sind nicht zulässig. Nicht innenstadtrelevanter Einzel-


handel ist ausnahmsweise wie folgt zulässig: 
 Ausnahmsweise zulässig sind Verkaufsflächen, die in unmittelbaren Zu-


sammenhang mit der am Standort erfolgten Herstellung oder der Weiterver-
arbeitung von Waren und Gütern stehen, mit Ausschluss von innenstadtre-
levanten Warengruppen gem. textlicher Festsetzung. Mit dieser Festsetzung 
kann den Gewerbetrieben der Verkauf ihrer Waren am Ort der Herstellung 
ermöglicht werden. Mit dem Ausschluss von innenstadtrelevanten Waren-
gruppen wird sichergestellt, dass die Funktionsfähigkeit der bestehenden 
Einkaufsbereiche nicht beeinträchtigt wird und damit keine negativen städte-
baulichen Auswirkungen auftreten.  


 Diese Festsetzung entspricht dem Zentrenkonzept Einzelhandel der Stadt 
Braunschweig mit dem Ziel die Funktionsfähigkeit der bestehenden Ein-
kaufsbereiche zu erhalten und negative Auswirkungen zu verhindern. 


 
 Eine Änderung oder Erweiterung der im GEe2 bestehenden Tankstelle in 


nördlicher Richtung ist gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO ist ausnahmsweise zu-
lässig, sofern die Erweiterung 500 m² Grundstücksfläche nicht überschreitet.  
Eine Vergrößerung des Tankstellenshops mit den tankstellentypischen Sor-
timenten um max. 30 m² Grundfläche ist im Zusammenhang mit einer be-
trieblich-technisch erforderlichen baulichen Änderung oder Erweiterung der 
Tankstelle zulässig, um eine Anpassung an aktuelle Standards zu ermögli-
chen. 


Gelöscht: Für die bestehende


Gelöscht: an der Helmstedter Straße gilt ein erweiterter 
Bestandsschutz gem. § 1 (10) BauNVO. Sie darf 


Gelöscht: um maximal


Gelöscht: erweitert werden
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 Weitere Tankstellen, Autohöfe, gewerblich genutzte Abstellanlagen für KFZ, 
Speditionen, Schrottverarbeitende Betriebe und Schrottplätze im Plangebiet 
sind nicht zulässig. Mit diesen Festsetzungen soll verhindert werden, dass 
das eingeschränkte Gewerbegebiet den Charakter eine Autohofes bekommt. 
Derartige Nutzungen wären aufgrund der angrenzenden Wohnnutzung nicht 
verträglich. Aus diesem Grund sind die im Gewerbegebiet GEe 2 zulässigen 
Autowaschstraßen und Auto-Selbstwaschplätze auch nur zulässig, sofern 
sie nicht für die Lkw-Wäsche nutzbar sind.  
 


 Zum Schutz des angrenzenden Siedlungsbereiches sind in den einge-
schränkten Gewerbegebieten Prostitution und bordellartige Betriebe nicht 
zulässig. Die gewerblichen Flächen sollen dem Produktions- und Dienstleis-
tungsbereich vorbehalten bleiben. 


 Die gem. BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten sind 
nicht zulässig, um das angrenzende Wohngebiet zu schützen. 


 
 


  Um die zukünftige Geräuschsituation im Bereich der nächstgelegenen 
schutzbedürftigen Wohnbebauung an der Reitlingstraße beurteilen zu kön-
nen, wurde ein schalltechnisches Gutachten erstellt. Bei den schalltechni-
schen Berechnungen wurde eine „plangebende“ Geräusch- Vorbelastung 
aus dem Bereich ausgewiesener Gewerbegebiete (Bebauungsplan RA 22 
„Gewerbegebiet Rautheim-Nord“) und geplanter Gewerbegebiete (zivile 
Nachnutzung der Rautheimer Kasernen) berücksichtigt. Aufgrund der Er-
gebnisse der Berechnungen wird das Gewerbegebiet gegliedert in GEe1 bis 
GEe4. Diesen Gebieten wurden Festsetzungen zugeordnet, die die betriebli-
chen Nutzungen einschränken, damit die maßgeblichen Orientierung- bzw. 
Immissionsrichtwerte im angrenzenden Wohngebiet, das als Allgemeines 
Wohngebiet einzustufen ist, eingehalten werden. Die erforderlichen Emissi-
onsbeschränkungen werden im Bebauungsplan in Form von maximal zuläs-
sigen flächenbezogenen Schallleistungspegeln festgesetzt. 
 
 


4.2 Maß der baulichen Nutzung


Das Maß der baulichen Nutzung wird in dem vorliegenden Bebauungsplan 
für die Gewerbegebiete durch die Festsetzung der Grundflächenzahl, die 
Festsetzung der Traufhöhe und der Firsthöhe als Höchstmaß und durch die 
Baugrenzen bestimmt. 
 


 
 


4.2.1 Grundflächenzahl 
In den eingeschränkten Gewerbegebieten wird eine GRZ von 0,4 festge-
setzt. Die GRZ liegt damit unterhalb des nach BauNVO zulässigen Maßes. 
Die Festsetzung der GRZ von 0,4 berücksichtigt neben dem Gebäudebe-
stand auch weitere bauliche Entwicklungsmöglichkeiten. Für die bestehende 
Tankstelle im GEe 2 und deren zulässige Erweiterung ist aufgrund der übli-
chen und auch benötigten höheren Grundstücksausnutzung eine GRZ von 
maximal 0,8 zulässig.4.2.2 Höhen baulicher Anlagen 
Die festgesetzte Traufhöhe und Firsthöhe über NN orientiert sich am Ge-
bäudebestand. Im Bereich des Gewerbegebietes GEe 4 sind die maximalen 
Gebäudehöhen niedriger festgesetzt, um die Höhe an das niedrigere Gelän-
de und die gegenüberliegenden Wohnbebauungen anzupassen. Die getrof-
fenen Festsetzungen lassen eine Traufhöhe von ca. 10 Meter in den Ge-


Gelöscht: ¶
¶


Seitenumbruch
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werbegebieten GEe1 bis GEe3 und von ca. 7 Meter im GEe4 über dem Ge-
lände zu. 
 
 


4.3 Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise, 


Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen definiert. Die 
Baugrenzen orientieren sich an der internen Erschließung und der beste-
henden Bebauung. Die Baufelder sind überwiegend großzügig bemessen, 
so dass der Gebäudebestand erweitert werden kann und Bereiche entste-
hen, die für neue Bebauungen geeignet sind relativ flexibel genutzt werden 
können. Zu der internen Erschließung haben die Baugrenzen einen Abstand 
von mindestens 5 m, da hier Baumanpflanzungen vorgesehen sind.  


 
 


 
Die Bauweise ist als abweichende Bauweise festgesetzt. Abweichend von 
der offenen Bauweise ist eine Gebäudelänge über 50,00 m zulässig. Damit 
wird eine für Gewerbebauten notwendige Flexibilität sowie eine optimale 
Ausnutzung der Grundstücke ermöglicht.  
 
 


4.4 Verkehrsflächen


4.4.1 Öffentlicher Personennahverkehr, ÖPNV 
Das geplante eingeschränkte Gewerbegebiet ist mit der Bushaltestelle „Reit-
lingstraße“ an den ÖPNV angebunden. 


 
 


 
4.4.2 Motorisierter Individualverkehr, MIV 


Übergeordnete Erschließung: 
Das Plangebiet ist aufgrund der Lage direkt an der Bundesstraße 1 und in 
unmittelbarer Nähe der Anschlussstelle Rautheim der A39 gut erreichbar. 
 


4.4.3 Öffentliche Verkehrsflächen 
Die Zufahrt zu dem geplanten eingeschränkten Gewerbegebiet erfolgt im 
Bereich der Kreuzung Helmstedter Straße / Rautheimer Straße. Die Ampel-
anlage wird entsprechend erweitert. 
 


4.4.4 Private Verkehrsflächen 
Die grundsätzlich erforderliche öffentliche Erschließung wird in Abstimmung 
mit dem Eigentümer durch die Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungs-
rechtes zugunsten der Allgemeinheit bzw. zugunsten der Ver- und Entsor-
gungsträger gesichert. Dadurch bleiben die Flächen dauerhaft in der Hand 
des Eigentümers.  
Die Ausfahrt ist westlich der bestehenden Tankstelle vorgesehen. Die erfor-
derlichen Standards für die Erschließung werden im Rahmen des städtebau-
lichen Vertrages und einem Erschließungsplan abschließend geregelt. 
Die bestehende Zufahrt von der Helmstedter Straße aus ist zurückzubauen. 
Entsprechende Regelungen werden Bestandteil des städtebaulichen Vertra-
ges. Die Unterhaltungs- und Verkehrssicherungspflicht liegt bei der Vorha-
benträgerin. 
Die Ein- und Ausfahrt der bestehenden Tankstelle bleiben erhalten.  
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Für das Gewerbegebiet GEe4 ist für eine Ein- und Ausfahrt von der Reit-
lingstraße aus eine Unterbrechung der Anpflanzfläche in einer Breite von 
maximal 10 m zulässig.  
 


4.4.5 Fuß- und Radverkehr 
Am nordwestlichen Rand des Plangebietes wird eine öffentliche Grünfläche 
mit der Zweckbestimmung Geh- und Radweg oberhalb der Bahntrasse fest-
gesetzt.  
 
 


4.5 Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft


4.5.1 Grünordnung  
Die Stadt Braunschweig behält sich vor, auf bereits stillgelegten bzw. zu-
künftig stillzulegenden Bahnflächen, zur Vervollständigung der am westli-
chen Ringgleis bereits begonnenen Idee eines Ringschlusses um die Stadt, 
Fuß- und Radwege anzulegen. Im Bereich des vorliegenden Bebauungspla-
nes ist eine Fortführung einer Wegeachse im unmittelbaren Gleisbereich 
wegen unüberwindbarer Höhenunterschiede und Gleiskreuzungen zurzeit 
nicht möglich. Zur Sicherung des Weges am oberen Rand der Böschung ist 
eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Geh- und Radweg in 
einer Breite von 5 m entlang der Nordwestgrenze des Plangebietes festge-
setzt. Soweit die öffentliche Grünfläche mit Geh- und Radweg an die Fläche 
des Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes angrenzt, ersetzt sie die hier erforderli-
che Funktion einer Nebenanlage der Erschließung. Zusätzlich ist eine An-
bindung des östlich angrenzenden Wohngebietes in Verlängerung der Reit-
lingstraße festgesetzt. Diese Fläche, die in der Planzeichnung durch die 
Punkte A, B, C, D, A abgegrenzt ist, befindet sich zu Zeit im Eigentum der 
Bahn, soll aber langfristig als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestim-
mung Geh- und Radweg gesichert werden. Entsprechend wird die öffentli-
che Grünfläche gem. § 9 Abs. 2 Ziffer 2 BauGB bedingt festgesetzt, wodurch 
deren Zulässigkeit unter der aufschiebenden Bedingung der Freistellung der 
Fläche von Bahnbetriebszwecken gemäß § 23 AEG steht. Nach erfolgter 
Entwidmung durch das Eisenbahnbundesamt wird die Fläche öffentliche 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Geh- und Radweg. Zusätzlich wird 
auf dieser Fläche ein Fahrrecht zugunsten der Bahn festgesetzt, so dass die 
Grünfläche durch die Bahn als Eigentümerin der dahinterliegenden Bahnan-
lagen als Zuwegung genutzt werden kann. Die genauere Ausgestaltung des 
Wegeabschnittes bleibt zukünftigen Verträgen vorbehalten. 


 
 


 
  Entlang der östlichen Grenze des Plangebietes wird ein Anpflanzungsstrei-


fen festgesetzt. Die Gehölzanpflanzungen sind als Randeingrünung des 
Gewerbegebietes vorgesehen und erfüllen zugleich abschirmende Funktio-
nen zum angrenzenden Wohngebiet hin. 


 
  Eine gute Durchgrünung sowohl der gewerblich genutzten Baugrundstücke, 


als auch im Bereich der Erschließungsstraßen und der Helmstedter Straße 
sichern die textlichen Festsetzungen A IV. 2.1, 2.2, 2.7 und 2.8. Die Baum-
pflanzungen und begrünten Flächen verbessern zudem das Kleinklima und 
wirken sich minimierend und ausgleichend bei Eingriffen aus. 
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4.5.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 


und Landschaft, Zuordnung 
  Aufgrund der Durchführung des Verfahrens nach § 13a BauGB ist eine Be-


wertung des Eingriffes (Bilanzierung) sowie die Festsetzung von Aus-
gleichsmaßnahmen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.  


  Im Zuge der Planungen wurden im August 2007 faunistische Kartierungen 
durchgeführt. In Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde haben die 
Ergebnisse des Gutachtens zu folgenden Festsetzungen zur Vermeidung 
und Minimierung einer möglichen Beeinträchtigung im Bebauungsplan ge-
führt: 
• Erhalt eines ca. 10 m breiten Streifens im Nordwesten des Plangebietes. 


Dieser Streifen wird in seinem Bestand erhalten. Die vorhandenen Kraut- 
und Staudenfluren im Randbereich der Gehölze der Bahnflächen weisen 
eine mittlere Bedeutung auf (Vorkommen gefährdeter Tier- oder Pflanzen-
arten – Gef.-Kategorie 3 – oder allgemein hohe Tier- oder Pflanzenarten-
zahlen bezogen auf den biotopspezifischen Erwartungswert).  


• In Fortführung des o.g. Streifens in Richtung Süden werden zwei Anpflanz-
flächen festgesetzt. Hier sind insbesondere die Lebensraumansprüche der 
insgesamt nach der BArtSchVO geschützten Arten des Hauhechelbläu-
lings (Tagfalterart) und der 3 Libellenarten zu berücksichtigen. Entwickelt 
werden sollen trockene Kraut- und Staudenfluren. 


• Erhalt vorhandener Gehölzbestände im Norden und Südosten des Plange-
bietes. 


• Festsetzung der vorhandenen 4 Linden sowie eines Ahorn-, Walnuss-, Ap-
fel- und Birnbaumes als zu erhaltene Einzelbäume. 


 
  Eine eingriffsmindernde Wirkung wird durch die Reduzierung von Flächen-


versiegelungen im Bereich von Stellplatzflächen auf ein Mindestmaß er-
reicht. Eine zumindest eingeschränkte Versickerung von anfallendem Ober-
flächenwasser wird ermöglicht. 


 
 


4.6 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes


 Die betrieblichen Nutzungen im Gewerbegebiet werden durch Festsetzun-
gen eingeschränkt, damit die Immissionsrichtwerte der TA Lärm im angren-
zenden Wohngebiet, das als Allgemeines Wohngebiet einzustufen ist, ein-
gehalten werden. Die erforderlichen Emissionsbeschränkungen wurden im 
Rahmen eines schalltechnischen Gutachtens ermittelt und im Bebauungs-
plan in Form von maximal zulässigen flächenbezogenen Schallleistungspe-
geln festgesetzt. 


 
 


 
Für die ausnahmsweise zulässigen Wohnnutzungen (Betriebsleiterwohnun-
gen) wurden im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung die erforderli-
chen passiven (baulichen) Schallschutzmaßnahmen ermittelt. Für die Be-
messung des Umfanges der ggf. erforderlichen passiven Lärmschutzmaß-
nahmen wurden die maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß DIN 4109 ermit-
telt. Die zugehörigen Lärmpegelbereiche sind in der Planzeichnung entspre-
chend festgesetzt. Im Hinblick auf Verkehrsgeräusche ergibt sich der so ge-
nannte „maßgebliche Außenlärmpegel“ gemäß DIN 4109 im vorliegenden 
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Fall aufgrund der hohen Schienenverkehrsbelastung nachts aus dem be-
rechneten Mittelungspegel zzgl. 13 dB(A). 
Aus den Rechenergebnissen können die Rahmenbedingungen abgeleitet 
werden, die das Maß der erforderlichen, baulichen Schallschutzmaßnahmen 
bestimmen. Hierbei handelt es sich um „vorsorgliche“ Festsetzungen, die 
nach dem derzeitigen Stand der Erkenntnisse im Hinblick auf die Verkehrs-
lärmeinwirkungen für die Zukunft getroffen werden. Abhängig von der tat-
sächlichen Bebauungsstruktur kann im Einzelfall in Form eines Einzelnach-
weises von den Festsetzungen abgewichen werden. 
Nach den Rechenergebnissen ergibt sich im schienennahen Bereich auf ei-
nem rund 25-30 m breiten Streifen der Lärmpegelbereich VI. Daran an-
schließend sowie parallel zur B1 errechnet sich der Lärmpegelbereich V. Auf 
rund 40 % der Plangebietsfläche wird der Lärmpegelbereich IV erreicht. In-
nerhalb der Lärmpegelbereiche V und VI ist die Wohnnutzung nicht zulässig. 
Die folgenden passiven (baulichen) Lärmschutzmaßnahmen sind entspre-
chend der Berechnungen Bestandteil der zeichnerischen und textlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes: 
 


Bei Gebäuden, die sich ganz bzw. mit einer oder mehreren Gebäudeseiten 
im Lärmpegelbereich VI befinden, müssen die jeweiligen Außenbauteile ein 
resultierendes Schalldämm-Maß für Büroräume von mindestens 45 dB auf-
weisen. Bei einem angenommenen Fensterflächenanteil der jeweils betrof-
fenen Hausseite bis zu 30 % sind bei Häusern in Massivbauweise mit einem 
bewertetem Schalldämm-Maß der (massiven) Außenwände von 55 dB somit 
Fenster der Schallschutzklasse 4 für Büroräume erforderlich. Die Wohnnut-
zung ist in diesem Lärmpegelbereich ausgeschlossen. 


Lärmpegelbereich VI: 


Hinsichtlich möglicher Nutzungen im Dachgeschoss ist darauf hinzuweisen, 
dass die o.a. Schalldämm-Maße eine bauliche Ausführung des Daches er-
fordern, die deutlich über den üblichen konstruktiven Aufbau hinaus geht 
(Beiblatt 1, DIN 4109, Tabelle 39).  
 


Bei Gebäuden, die sich im Lärmpegelbereich V befinden, müssen die Au-
ßenbauteile ein resultierendes Schalldämm-Maß von 40 dB (Büroräume) 
aufweisen. Bei einem Fensterflächenanteil der jeweils betroffenen Hausseite 
bis zu 30 % sind bei Häusern in Massivbauweise mit einem bewertetem 
Schalldämm-Maß massiver Außenwände von >55 dB somit Fenster der 
Schallschutzklasse 3 für Büroräume erforderlich. Die Wohnnutzung ist in 
diesem Lärmpegelbereich ausgeschlossen. 


Lärmpegelbereich V: 


 


Bei Gebäuden, die sich ganz bzw. mit einer oder mehreren Gebäudeseiten 
im Lärmpegelbereich IV befinden, müssen die Außenbauteile ein resultie-
rendes Schalldämm-Maß von mindestens 40 dB (Wohnräume) bzw. 35 dB 
(Büroräume) aufweisen. Bei einem angenommenen Fensterflächenanteil der 
jeweils betroffenen Hausseite bis zu 30 % sind bei Häusern in Massivbau-
weise Fenster der Schallschutzklasse 3 (Wohnräume) bzw. Schallschutz-
klasse 2 (Büroräume) erforderlich. Unter der Annahme, dass für Dachflä-
chen im eingebauten Zustand im Regelfall die Schallschutzklasse 2 erreicht 
wird, müssen die Dachflächen bei einem Fensterflächenanteil bis zu 10 % 


Lärmpegelbereich IV: 
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mindestens ein bewertetes Schalldämm-Maß von R`w = 45 dB für Wohn-
räume bzw. R`w 
Bei Schlafräumen ist weiterhin der Einbau von schallgedämmten Lüftungs-
öffnungen bzw. –Einrichtungen erforderlich, wenn der jeweils maßgebende 
Orientierungswert überschritten wird. Des Weiteren wird der Einbau von 
schallgedämmten Lüftungsöffnungen bzw. –Einrichtungen empfohlen, wenn 
der o.g. Bezugspegel von 45 dB(A) überschritten wird. Die Lüftungsöffnun-
gen müssen das gleiche Einfügungs-Dämpfungsmaß wie die jeweils erfor-
derlichen (Schallschutz-) Fenster aufweisen.  


= 36 dB für Büroräume aufweisen. 


 
Diese pauschale Betrachtung gilt für alle Häuser in Massivbauweise mit aus-
reichend hohen Schalldämm-Maßen im Bereich massiver Wände 
(Rw>50dB). Für Häuser in Leichtbauwiese lässt sich keine pauschale Aus-
sage treffen, da hier gegebenenfalls das Schalldämm-Maß der Außenwände 
unter dem erforderlichen resultierenden Gesamt-Schalldämm-Maß liegt. 


 
Eventuell erforderliche (Schall-)Schutzmaßnahmen gegenüber der beste-
henden Bahnstrecke sind nach dem Prioritätsgrundsatz vom Planungsträger 
der neu hinzukommenden Nutzung und nicht von der DB Netz AG zu tragen. 


 
 


4.7 Weitere technische Infrastruktur


Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes (Trinkwasser, Abwasser, Lösch-
wasser, Wärmeenergie, Elektrizität, Abfallentsorgung, Kommunikationstech-
nik) erfolgt durch die jeweiligen Träger auf der Grundlage der geltenden 
Rechtsvorschriften und Regelwerke. 


 
 


 
Innerhalb des Plangeltungsbereiches sind auf dem Flurstück 268/2 Versor-
gungsleitungen und eine Gasdruckregelanlage vorhanden. Diese sind für die 
öffentliche Versorgung von großer Bedeutung und in ihrem Bestand zu 
schützen. Die vorhandene Gasdruckregelanlage ist in der Planzeichnung 
entsprechend festgesetzt. Für die Leitungen ist ein Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht festgesetzt, sofern die Leitungen nicht im Bereich öffentlicher 
Flächen liegen. 
 
Im Plangeltungsbereich verlaufen vier 20 kV-Versorgungskabel. Diese Ver-
sorgungskabel sind ein wichtiger Bestandteil der öffentlichen Energieversor-
gung und sind in der Planzeichnung durch die Festsetzung von Leitungs-
rechten gesichert, sofern sie nicht im Bereich öffentlicher Flächen liegen. 
Für die Stromversorgung ist vorsorglich, je nach Leistungsbedarf durch zu-
künftige Nutzungen, eine 20 kV Ortsnetzstation festgesetzt. 
 
Für die Löschwasserversorgung sind die Forderungen des Arbeitsblatt W 
405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserver-
sorgung“ des DVGW umzusetzen. 
 


An der südlichen Grenze des Plangebietes (Helmstedter Straße) verlaufen 
Schmutzwasserleitungen und zwei Druckleitungen nach Südwesten. Der 
vorhandene Schutzwasservorflutpunkt für das geplante Gewerbegebiet be-
findet sich westlich zur Hausnummer 56 an der Helmstedter Straße. Eine 


Schmutzwasserentwässerung 
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weitere Anschlussmöglichkeit für Schmutzwasser wäre der Vorflutpunkt zur 
Reitlingstraße. 
Das zukünftige Gewerbegebiet wird rechnerisch mit einem Trockenwetterab-
fluss von rd. 5,00 l/s beaufschlagt. 
 
Regenwasserentwässerung
An der südlichen Plangebietsgrenze verlaufen öffentliche Regenwasserlei-
tungen, die das Niederschlagswasser aus dem umliegenden Einzugsgebiet 
von Südwesten nach Osten über einen öffentlichen Kanal DN 300 in einen 
Vorflutgraben münden lässt. Von dort wird das Regenwasser weitergeleitet 
über einen Sammler DN 500 zum Vorflutgraben (Einleitungsstelle D008). 


  


Über Entwässerungsgräben wird das Regenwasser zur Mittelriede abgelei-
tet. Werden im Plangebiet mehr als 40 % der Flächen versiegelt, ist eine de-
zentrale Regenwasserrückhaltung erforderlich. Das Aufnahmevermögen der 
öffentlichen Regenwasserkanalisation ist auf Grund kleiner Rohrquerschnitte 
begrenzt. Für jedes im zukünftigen Gewerbegebiet ausgewiesene Bau-
grundstück gilt eine max. Abflussspende von 10 l/(s x ha). 
 


Der bestehende Standort für Wertstoffcontainer gegenüber dem Grundstück 
Reitlingstraße 45 wird als wichtige Station für die Elmblicksiedlung planungs-
rechtlich gesichert. 


Wertstoffsammelstelle 


 
 


4.8 
 
Gestaltung 


4.8.1 Geltungsbereich und Anlass 
Die Gestaltungsvorschriften gelten für das gesamte Plangebiet des Be-
bauungsplanes RI 11, mit dem Ziel, zusätzlich zu den städtebaurechtlichen 
Festsetzungen Regelungen zu den Werbeanlagen und den Stellplätzen zu 
treffen.  
 


4.8.2 Werbeanlagen 
 Werbeanlagen werden nur an der Stätte der Leistung zugelassen, um zu-


sätzliche Fremdwerbung im Plangebiet auszuschließen. 
Werbeanlagen sind mit Ausnahme einer Sammelwerbeanlage im Bereich 
der Zufahrten nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
Zum Schutz des angrenzenden Wohngebietes sind Werbeanlagen nur an 
der dem Wohngebiet abgewandten Gebäudeseite zulässig. 


 Der Ausschluss von blinkenden Werbeanlagen, Wechsellicht und Laufbän-
dern soll zu große Unruhe in der optischen Wirkung und eine Störung der 
angrenzenden Wohnnutzungen sowie der Verkehrssicherheit vermeiden.  


 Zudem sind die grundsätzlichen Regelungen zu Werbeanlagen im Bereich 
von Autobahnen aus dem Allgemeinen Rundschreibens ARS 32/2001 des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) zu 
beachten, d.h. Werbeanlagen nur am Ort der Leistung, Höhe der Werbean-
lagen in der Regel maximal 20m, keine Prismenwendeanlagen, keine Lauf-
lichtbänder, keine Rollbänder, keine Filmwände u.a.. 


 
 Es ist sicherzustellen, dass entlang der Gleisanlagen keine Lichter aufges-


tellt werden, die zur Blendung des Fahrpersonals führen oder zur Verwech-
selung mit Signalen führen könnten. 
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5 Behandlung der Umweltbelange 
  


 
5.1 Im Sinne eines Ressourcen schonenden Vorgehens sollen die vorhandenen 


Strukturen, soweit möglich, sinnvoll nachgenutzt werden. 
 
Aufgrund der Lage zwischen Bundesstraße und Autobahn auf der einen und 
den Gleisanlagen auf der anderen Seite kommt ausschließlich eine gewerb-
liche Nachnutzung in Frage. Um die im Osten angrenzende Wohnbebauung 
zu schützen, wird eingeschränktes Gewerbegebiet festgesetzt. 


 
 Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst ca. 4,6 ha. 
 
 
5.2 Mensch und Gesundheit 


 
Beeinträchtigungen des Schutzgutes entstehen in Folge der geplanten zu-
sätzlichen Überbauung sowie der Beeinträchtigung der angrenzenden Sied-
lungsfläche durch Emissionen (Schall, Licht, Schadstoffe) aus dem geplan-
ten Gewerbegebiet. Die negativen Auswirkungen des geplanten Gewerbe-
gebietes werden gemindert durch die Beschränkung von Schallemissionen 
und eine die geplanten Siedlungsflächen umgebende Bepflanzung, die eine 
weitgehende optische Abschirmung bewirkt. 
 


 
5.3 Tiere, Pflanzen, Landschaft 


Der Bereich des früheren Lager- und Betriebshofes besteht überwiegend 
aus einer lockeren Bebauung ehemaliger Betriebsgebäude und Scherrasen-
flächen, die sich zwischen den Gebäuden und den inneren Erschließungs-
wegen erstrecken. Vereinzelt weisen die Rasenflächen Einzelbäume und 
Baumgruppen, aber auch strauchartige Gehölzbestände auf. Randbereiche 
entlang der nordwestlichen Grenze werden abschnittsweise von teils blüten-
reichen Kraut- und Staudenfluren bestimmt. 
 
Die offenen Scherrasenflächen werden regelmäßig gemäht. Folge dieser in-
tensiven Pflege sind Einschränkungen im floristischen Artenspektrum sowie 
eine Anpassung der Pflanzengesellschaften an diese Bedingungen. 
 
Auffallend unter den Einzelbäumen sind aufgrund ihres imposanten Er-
scheinungsbildes mehrere Pappeln. Erhaltenswert sind vor allem vier Linden 
sowie einige ältere Obstbäume. Einen wesentlichen Stellenwert nimmt bei 
vielen dieser Bäume, insbesondere aber bei den Pappeln, der hohe Tot-
holzanteil ein, der für viele Tierarten wichtige Lebensraumfunktionen erfüllt. 
 
Innerhalb des Plangebietes erfüllen reich strukturierte Gehölzbestände aus 
Laubholzarten wichtige Funktionen im Naturhaushalt, z. B. zahlreiche Le-
bensraumfunktionen für die Tierwelt, wie beispielsweise Brutplätze und Nah-
rungsquellen für verschiedene Vogelarten oder Lebensraum für Kleinsäuger, 
Insekten etc. Die vorhandenen gleichmäßigen, schmalen Fichtenreihen be-
sitzen vergleichsweise nur geringe Bedeutung im Naturhaushalt. 
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Außerhalb des Plangebietes schließt sich am Nordwestrand ein dichtes 
Siedlungsgehölz an. Zusammen mit dem teilweise vorgelagerten Kraut- und 
Staudensaum nehmen diese Bereiche einen hohen Stellenwert für die Fau-
na ein und sind dementsprechend von mittlerer Bedeutung für Arten und 
Lebensgemeinschaften. 
 
Im südöstlichen Teil des Plangebietes liegen neben einer Tankstelle, die 
keinerlei Biotopwerte aufweist, ein Gartengrundstück sowie ein städtisches, 
derzeit als Grünfläche genutztes Grundstück. Hier dominieren Scherrasen-
flächen, dichtere Gehölze und einzelne Bäume. Entlang der Helmstedter 
Straße werden das Gartengrundstück und die Grünfläche von einer Baum-
reihe begrenzt, die fast ausschließlich aus Weiden besteht. Die Garten- und 
Grünflächen unterliegen wie die übrigen Bereiche des Plangebietes einer in-
tensiven Pflege. 
 
Im Plangebiet wurde 2007 durch die Planungsgemeinschaft LaReG das 
Vorkommen von Brutvögeln, Tagfaltern und Heuschrecken untersucht und 
bewertet. 
 
Der überwiegende Teil der vorkommenden Brutvogelarten sind Bewohner 
der Gebüsche und Hecken, wobei besonders das nordwestlich angrenzende 
Siedlungsgehölz ein großes Lebensraumangebot bietet. Als gefährdet gilt 
keine der 15 Brutvogelarten. Weitere 14 Vogelarten wurden im Plangebiet 
als Nahrungsgäste nachgewiesen, von denen der Bluthänfling, die Mehl-
schwalbe, die Rauchschwalbe und der Grünspecht in der Roten Liste ge-
führt werden. Der Grünspecht ist nach Bundesartenschutzverordnung 
(BArtSchV) streng geschützt. 
 
Vorkommen von Tagfaltern wurden vor allem im Bereich des nordwestlichen 
Siedlungsgehölzes sowie dem vorgelagerten Kraut- und Staudensaum vor-
gefunden. Allerdings handelte es sich ausschließlich um einzelne Exempla-
re, z. B. Kleiner Fuchs, Ochsenauge, Waldbrettspiel, Großer Kohlweißling, 
Hauhechelbläuling und Distelfalter. Das Waldbrettspiel ist unter den nach-
gewiesenen Tagfaltern eine Art, die im städtischen Raum eher seltener vor-
kommt. Eine Gefährdung liegt bei keiner der Arten vor, jedoch ist der Hau-
hechelbläuling nach BArtSchV besonders geschützt. 
 
Mehrere Heuschreckenarten besiedeln hauptsächlich die offenen Scherra-
senflächen sowie randliche Kraut- und Staudenfluren des Plangebietes. Die 
Arten gelten im Braunschweiger Raum als verbreitet und sind nicht gefähr-
det: Nachtigall-Grashüpfer, Brauner Grashüpfer und Roesels Beißschrecke. 
 
Die besonnten Randbereiche des nordwestlich angrenzenden Siedlungsge-
hölzes besitzen auch Bedeutung für Libellenarten, die hier abseits von Ge-
wässern auf Nahrungssuche sind, wie die Gemeine Winterlibelle, die Blau-
grüne Mosaikjungfer und die Gemeine Heidelibelle. Die Winterlibelle ist in 
der Roten Liste als gefährdet eingestuft. 
 
Vereinzelt wurde ebenfalls die Weinbergschnecke als geschützte Art gefun-
den. Die ist in Anhang V der FFH-Richtlinie gelistet und nach BArtSchV be-
sonders geschützt. 
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Insgesamt steht das Plangebiet durch Bebauung und verschiedene Nutzun-
gen unter einem starken menschlichen Einfluss. Dementsprechend zeigen 
auch die Untersuchungsergebnisse der faunistischen Kartierung ein verhält-
nismäßig geringes Potential für tierische Arten und Lebensgemeinschaften. 
Nach LaReG sind die meisten Flächen nur von geringer Bedeutung. Ledig-
lich die Kraut- und Staudenfluren am Nordwestrand des Plangebietes sowie 
das angrenzende, außerhalb liegende Siedlungsgehölz sind floristisch und 
faunistisch von mittlerer Bedeutung. Die Leistungsfähigkeit des Naturhaus-
haltes zum Erhalt von Arten und Lebensgemeinschaften ist gemäß Land-
schaftsrahmenplan insgesamt sehr stark eingeschränkt. 


 
 


5.4 Boden 
Bei den Böden im Plangebiet handelt es sich um stark veränderte Böden 
des Siedlungsbereiches, die zu ca. 40 % versiegelt sind. Das Plangebiet 
wurde im Zuge der Machbarkeitsuntersuchung auf Altlasten und Kontamina-
tionsflächen untersucht. Es ist davon auszugehen, dass keine Bodenkonta-
mination vorliegt, die die künftige Nutzung einschränken würde. 
Im Bereich einer ehemaligen Tankstelle wurden Kontaminationen festges-
tellt. Zurzeit können keine akuten Gefährdungen für Boden und Grundwas-
ser hergeleitet werden. Aufgrund der Schadstoffeigenschaften und des Ein-
schlusses der gefundenen Schadstoffbelastungen in die natürliche Schad-
stoffbarriere aus Tonen / Mergel der Kreidezeit ist daher keine Verlagerung 
der Schadstoffe zu erwarten. 
Eine Nachnutzung als Gewerbegebiet würde ohne Eingriffe in das Bodenpa-
ket keine Sanierung erforderlich machen. Sollten auf den begrenzten Area-
len der ehemaligen Tankstelle und des Sammelplatzes für Verwertungsgut 
im Rahmen der Umnutzung Eingriffe in das Bodenpaket dennoch notwendig 
werden, kann nach einer Sanierungsplanung im Rahmen dieser Maßnah-
men hier eine Sanierung der verbliebenen Schadstoffbelastungen im wirt-
schaftlich vertretbaren Rahmen erfolgen.  
Für die Kontaminationsverdachtsfläche der Wasch- und Abschmierrampe 
konnte keine Gefährdung durch Verunreinigungen nachgewiesen werden.  
Aufgrund der nur relativ kurzen militärischen Nutzung des Areals ist davon 
auszugehen, dass darüber hinaus keine Gefährdungspotentiale durch bis-
lang unbekannte Verunreinigungen bestehen. 
 
Im Zuge der Bodenuntersuchungen zur Klärung der Versickerungsfähigkeit 
des Bodens durch das Umweltbüro Böttrich wurden zwei Rammkernsondie-
rungen durchgeführt und die geborgenen Bodenproben einer hydrologischen 
Beurteilung unterzogen. Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass der 
Untergrund im Wesentlichen aus einem mittelkörnigen Bodenmaterial auf-
gebaut ist. Der Oberboden setzt sich bis zu einer Tiefe von 0,5 m aus einem 
Mutterboden zusammen, der vorwiegend aus einem Schluff/Ton-Gemisch 
entstanden ist. Entsprechend weist dieser Bodenhorizont eine lehmige Zu-
sammensetzung auf. Innerhalb dieser Bodentiefe sind auch Ziegel- sowie 
vermutlich Ascherückstände erkannt worden. Den Anschluss innerhalb des 
Bohrprofils bildet bis zur erreichten Endteufe von 4,5 m u. GOK eine vorwie-
gend sandige Bodenzone (glazifluviales Sediment). Die maßgebenden bo-
denartlichen Kennwerte dieser meist lockeren Ablagerungen sind Mittel- und 
Grobsand wie auch stellenweise Feinsand. 
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Nach Auswertung von Luftbildern aus dem 2. Weltkrieg besteht für Teilflä-
chen der Verdacht auf Bombenblindgänger. Aufgrund der bauseitig vorhan-
denen hohen Störpunktdichte ist die Durchführung einer Oberflächensondie-
rung nicht möglich. Daher wird bei anstehenden Erdarbeiten eine Bauaus-
hubüberwachung mit anschließender Sohlensondierung durchgeführt. 
 
Beeinträchtigungen des Schutzgutes entstehen bei Realisierung der Pla-
nung durch die mögliche zusätzliche Versiegelung von Bodenflächen, wo-
durch alle natürlichen Bodenfunktionen unterbunden werden. 


 
 
5.5  Wasser 


Die Grundwassersituation im Plangebiet ist hinsichtlich des Erhalts von qua-
litativ hochwertigem Grundwasser eingeschränkt bis stark eingeschränkt.  
Natürliche Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. Das 
Gebiet liegt außerhalb von (gesetzlich festgesetzten) Überschwemmungs-
gebieten. 
Das Wasserrückhaltevermögen ist in Abhängigkeit vom Versiegelungsgrad 
der Böden mäßig bis stark eingeschränkt. 
Das Plangebiet liegt innerhalb der Wasserschutzzone IIIb (weitere Schutz-
zone) des Wasserwerkes „Bienroder Weg“ der Braunschweiger Versor-
gungs-AG. Die Bestimmungen des § 4 der „Verordnung über die Festset-
zungen eines Wasserschutzgebietes für das Wasserwerk Bienroder Weg 
der Braunschweiger Versorgungs-AG vom 12. Oktober 1978“ sind zu beach-
ten. 
 
Im Zuge der Bodenuntersuchungen zur Klärung der Versickerungsfähigkeit 
des Bodens durch das Umweltbüro Böttrich wurden zwei Rammkernsondie-
rungen durchgeführt und die geborgenen Bodenproben einer hydrologischen 
Beurteilung unterzogen. Im Hinblick auf die vorgefundenen geologischen 
und hydrologischen Gegebenheiten ist davon auszugehen, dass eine Versi-
ckerung von Regenwasser durchführbar ist. Unter der Voraussetzung eines 
einheitlich aufgebauten Grundwasserkörpers besteht die Möglichkeit, das 
Regenwasser von überdachten und befestigten Flächen schadlos über eine 
Versickerungseinrichtung zu beseitigen. 
 
Bei Realisierung der Planung können zusätzliche, bisher versickerungswirk-
same Bodenflächen versiegelt werden (s. a. Kap. 4.5.3 „Boden“). Dies führt 
zu einer Erhöhung des Oberflächenabflusses und einer Verminderung der 
Grundwasserneubildungsrate. Diese Beeinträchtigungen können durch die 
Anlage geeigneter Regenwasserrückhalteanlagen bzw. Versickerungsanla-
gen vermindert werden. Eine wesentliche Änderung des Grundwasserspie-
gels ist nicht zu erwarten. 
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5.6  Klima, Luft 
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes hinsichtlich des Schutzgutes 
Klima / Luft ist im Plangebiet eingeschränkt. Kaltluftentstehungsgebiete sind 
im Landschaftsrahmenplan nicht explizit ausgewiesen. Es handelt sich bei 
dem Plangebiet um einen bioklimatisch unbelasteten Raum mit autochtho-
nen Strömungswinden, die das Gebiet mit Kaltluft aus den östlich gelegenen 
Freiflächen versorgen. 
Eine lufthygienische Belastung mit verkehrsbedingten Schadstoffen insbe-
sondere PM10 und NO2
 


 liegen im Gebiet nicht vor. 


Durch die zusätzlich überbaubaren Flächen wird der Anteil wärmespei-
chernder Oberflächen erhöht. Die zusätzliche Versiegelung von Offenbo-
denbereichen führt zu negativen kleinklimatischen Effekten wie z.B. einer 
verstärkten Überwärmung und Verringerung der Luftfeuchtigkeit durch den 
Verlust von Verdunstungsflächen. Die Beeinträchtigungen können durch die 
umgebende Abpflanzung minimiert werden. Insgesamt sind die Auswirkun-
gen auf das Schutzgut als nicht erheblich zu bewerten.  
 
 


5.7 Lärm 
Im Rahmen der „Machbarkeitsstudie zur zivilen Nachnutzung der Rauthei-
mer Kasernen“ wurde eine „Prognose von Schallimmissionen“ durchgeführt. 
Die Prognose kommt zu dem Ergebnis, dass eine Ausweisung des Plange-
bietes als „eingeschränktes Gewerbegebiet“ möglich ist.  
Im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes wurde ein schalltechni-
sches Gutachten beauftragt, um die möglichen Beeinträchtigungen der ang-
renzenden Siedlungsflächen durch das geplante Gewerbegebiet zu untersu-
chen. Die Berechnungen zeigen, dass das unter schalltechnischen Ge-
sichtspunkten anzustrebende Ziel – die Ausweisung eines eingeschränkten 
Gewerbegebietes – erreicht wird.  
Für die ausnahmsweise zulässigen Wohnnutzungen (Betriebsleiterwohnun-
gen) wurden im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung die erforderli-
chen passiven (baulichen) Schallschutzmaßnahmen ermittelt. Für die Be-
messung des Umfanges der ggf. erforderlichen passiven Lärmschutzmaß-
nahmen wurden die maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß DIN 4109 ermit-
telt. 


 
 


5.8  Kulturgüter und sonstige Sachgüter  
Im Plangebiet sind weder Denkmale noch sonstige Kulturgüter bekannt. Bei 
Bodenfunden ist § 14 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz zu beach-
ten. 
Die bestehende Bebauung im Plangebiet ist als sonstiges Sachgut zu be-
trachten. Die bestehende Bebauung soll zum größten Teil erhalten werden 
und einer Nachnutzung zugeführt werden. Daher sind die Auswirkungen auf 
das Schutzgut als nicht erheblich zu betrachten. 
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5.9 


 


Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung der  
nachteiligen Auswirkungen 


Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass bei der Durchführung von Ab-
riss- und Umbaumaßnahmen im Planungsbereich asbesthaltige Abfälle so-
wie künstliche Mineralfasern mit einem hohen gesundheitlichen Gefähr-
dungspotenzial anfallen. Die beiden Abfälle sind getrennt von einander als 
gefährliche Abfälle zu entsorgen. Auf die besonderen Vorschriften der Tech-
nischen Regel für Gefahrstoffe (TRGS 519) bzw. der Technischen Regel für 
Gefahrstoffe (Faserstäube (TRGS 521)) wird hingewiesen. 
Bei Erdbewegungsmaßnahmen könnte ggf. verunreinigter Boden anfallen. 
Boden mit Verunreinigungen unterliegt nach dem Aushub aus dem Unterg-
rund der abfallrechtlichen Gesetzgebung. Hinsichtlich der Verwertung dieser 
ausgehobenen Materialien wird auf die Besonderen Vorschriften der Mittei-
lung 20 der LAGA –Anforderungen an die stoffliche Verwertung von minera-
lischen Abfällen- Stand 2003 hingewiesen. 
Sofern Boden mit Verunreinigungen aus dem Planungsbereich abgefahren 
werden muss, sind im Hinblick auf die fachgerechte Entsorgung/Verwertung 
ggf. zusätzliche Deklarationsanalysen erforderlich. Der Umfang dieser Ana-
lysen richtet sich nach den Anforderungen der jeweiligen Entsorgungs- bzw. 
Verwertungsstellen. 
Die genannten Abfälle sowie alle weiteren Abfälle, die bei Maßnahmen im 
Planungsbereich anfallen, sind unter Beachtung der abfallrechtlichen Ge-
setzgebung zu entsorgen. 
 
Um die derzeit sehr positive klimaökologische und lufthygienische Situation 
im Plangebiet weitgehend zu erhalten, wurde ein hoher Grünflächenanteil 
und eine dementsprechend geringe Versiegelung festgesetzt. Ein Versiege-
lungsgrad der Flächen von maximal 60%(GRZ 0,4+50%) sorgt dafür dass 
eine Überwärmung im Siedlungskörper vermieden wird. 
 
 
 


 
6 Gesamtabwägung 
 


Mit der vorliegenden Planung soll für die ehemalige militärische Liegenschaft 
eine bestandsorientierte Nachnutzung ermöglicht werden. Daher werden die 
Flächen als eingeschränktes Gewerbegebiet entwickelt.  
Die festgesetzten Maßnahmen führen zu einer Verminderung bzw. Vermei-
dung der negativen Auswirkungen der Planung. Die Festlegungen unter 
schalltechnischen Gesichtspunkten, die Beschränkung der überbaubaren 
Flächen sowie der Erhalt und die Entwicklung einer Kraut- und Staudenflur 
bzw. Ruderalflur sowie die gärtnerische Gestaltung der nicht überbaubaren 
Flächen bewirken eine Verminderung der Auswirkungen auf die Schutzgüter 
Mensch, Stadtbild, Boden sowie Tiere/Pflanzen.  
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7 Zusammenstellung wesentlicher Daten 
 
7.1 Flächenangaben


1. Gewerbegebiet 


 
 


43.580 m² 
- davon Anpflanz-/Erhaltungsflächen 5.190 m²  
-davon Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 4.300 m²  


 
2. Öffentliche Straßenverkehrsfläche 275 m² 
3. Öffentliche Grünfläche, Geh- und Radweg 1.780 m² 


 
4. Gesamtfläche des Plangebietes 45.635 m² 
 
 
 


8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
8.1 Maßnahmen


Mit Umsetzung des Bebauungsplanes ist der Bau eines neuen Ein- und Aus-
fahrtsbereiches im Bereich der Helmstedter Straße durchzuführen. 


 
 


 
8.2 Kosten und Finanzierung


Die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes entstehenden Kosten über-
nimmt die Vorhabenträgerin. Mit der Vorhabenträgerin ist ein städtebaulicher 
Vertrag über die Folgekosten, die aufgrund der Planung entstehen, und die 
Erschließung abgeschlossen worden. 


 
 


 
Die Kosten für den Bau des Geh- und Radweges entlang der Bahntrasse 
trägt die Stadt Braunschweig, sofern dieser nicht eine standardmäßig gefor-
derte Nebenanlage einer internen Erschließung ersetzt. Für die Herstellung 
des Geh- und Radweges ist mit Kosten in Höhe von ca. 25.000 Euro zu 
rechnen. Für den entsprechenden Abschnitt sind die Kosten durch die Vor-
habenträgerin zu tragen. Näheres regelt der städtebauliche Vertrag. 
 


8.2.1 Grunderwerb 
Im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplanes entstehen der Stadt 
Braunschweig Grunderwerbskosten in Höhe von ca. 10.000,- €. 
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9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan 
die Grundlage bilden soll 
 
Zur Verwirklichung des Bebauungsplanes ist es erforderlich, dass Flächen 
der Vorhabenträgerin als öffentliche Fläche der Stadt übertragen bzw. von 
der Stadt gekauft werden und städtische Flächen für die private Erschlie-
ßung von der Vorhabenträgerin gekauft werden. Hierüber ist mit der Vorha-
benträgerin ein Grundstücksvertrag abgeschlossen werden.  
Sollte eine Regelung über die Inanspruchnahme der festgesetzten öffentli-
chen Grünfläche für den Geh- und Radweg im Nordwesten durch Vertrag 
nicht möglich sein, kann gegebenenfalls ein Enteignungsverfahren notwen-
dig werden. 
 
 
 


10 Außer Kraft tretende Bebauungspläne  
Der Bebauungsplan RI 3 tritt für das Flurstück 268/100 sowie die Teilfläche 
des Flurstücks 268/112, Flur 11 die Bestandteil des Bebauungsplanes RI 3 
ist der Gemarkung Riddagshausen außer Kraft. 
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 Anlage 6  
 Stand: 8. April 2010 
 
 
 
 


Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift) 
Gewerbehof Elmblick RI 11 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange im Rahmen der Beteiligung gem. § 4(2) BauGB vom 26.01.2009 bis 
02.03.2009. 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 
Braunschweiger Versorgungs-AG 
Abt. VW (BS|ENERGY)  
Schreiben vom 04.02.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
für o.g. Bebauungsplan planen wir keine 
Versorgung mit Nah- oder Fernwärme. 
 


 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 


Stellungnahme Nr. 2 
Braunschweiger Versorgungs-AG 
Schreiben vom 05.03.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


Stromversorgung 
Eine Festlegung über den 
Versorgungsumfang kann erst erfolgen, 
wenn der zukünftige Leistungsbedarf 
festliegt. Es können sich Veränderungen 
aus Sicht der Stromversorgung ergeben. 
Vorsorglich bitten wir Sie, wie in der 
Anlage dargestellt, einen möglichen 
Standort einer 20 kV Ortsnetzstation mit 
dem Zeichen für Elektrizitätsanlagen 
auszuweisen. Die im B-Plan 
ausgewiesenen Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechte sind für die zu 
erschließenden Liegenschaften 
ausreichend. 
Gas- / Wasserversorgung 
Keine Belange. Die im B-Plan 
ausgewiesenen Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechte sind für die zu 
erschließenden Liegenschaften 
ausreichend. 
 
Netzmaßnahmen der BS|ENERGY sind 
im Geltungsbereich aktuell nicht geplant. 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
Eine entsprechende Fläche ist im Be-
bauungsplan festgesetzt. 
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Vorschlag der Verwaltung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 


Stellungnahme Nr. 3 
DB Services 
Immobilien GmbH 
Schreiben vom 29.01.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Aus eisenbahntechnischer Sicht 
bestehen keine Bedenken gegen die 
vorgenannte Bauleitplanung; da sich das 
Plangebiet jedoch in unmittelbarer Nähe 
zu Bahnanlagen befindet, weisen wir 
vorsorglich auf folgende Sachverhalte 
hin: 
• Die Betriebsfähigkeit und der Bestand 


der planfestgestellten Eisenbahnanlage 
dürfen in keiner Weise beeinträchtigt 
werden; alle sich aus den Bauarbeiten 
erbebenden Schäden sowie Gefahren 
hat der Bauherr zu verantworten. 


• Bei der Schaffung neuer Nutzungs- und 
Baurechte ist nach dem 
Prioritätsgrundsatz auf bestehende 
Rechte Rücksicht zu nehmen und 
eventuell erforderliche (Schall-) 
Schutzmaßnahmen sind dem 
Planungsträger der neu 
hinzukommenden Nutzung und nicht 
der Deutschen Bahn AG aufzuerlegen. 


• Geplante Bepflanzungen in der Nähe 
der Bahn sind mit der Deutschen Bahn 
AG gesondert abzustimmen. Das 
Merkblatt -Bepflanzungen an 
Bahnstrecken- ist hierbei zu beachten. 
Dieses Merkblatt kann bei Bedarf bei 
der DB Netz AG angefordert werden. 


• Erforderliche Sicherungsmaßnahmen 
zum Schutz des Eisenbahnverkehrs 
sind durch den Bauherrn zu tragen. 


• Das Betreten der Bahnanlagen durch 
Unbefugte ist durch geeignete bauliche 
Maßnahmen dauerhaft 
auszuschließen. 


Wir bitten um erneute Beteiligung im 
materiellen Baurecht. 


 
Die Hinweise werden Bestandteil der 
Begründung bzw. werden im Rahmen 
der Umsetzung des Bebauungsplanes 
berücksichtigt. 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Der Erschließungsträger erhält eine Ko-
pie dieses Schreibens. 
 


Stellungnahme Nr. 4 
Deutsche Telekom AG 
Schreiben vom 04.02.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
zum o.g. Bebauungsplan haben wir keine 
Einwände.  
 
Wir möchten in diesem Zusammenhang 
auf folgendes hinweisen: 
Zur telekommunikationstechnischen Ver-
sorgung des Planbereichs, der neu zu er-
richtenden Gebäude, durch die Deutsche 
Telekom AG ist die Verlegung neuer Te-
lekommunikationslinien erforderlich. Lei-
der stehen dazu die erforderlichen Lei-
tungen nicht zur Verfügung, so dass zur 
Durchführung unserer Kabelverlegungs-
arbeiten gegebenenfalls bereits ausge-
baute Straßen wieder aufgebrochen wer-
den müssen. 
Wir machen daher darauf aufmerksam, 
dass eine wirtschaftliche unterirdische 
Versorgung des Neubaugebietes durch 
die Deutsche Telekom AG nur bei Aus-
nutzung aller Vorteile einer koordinierten 
Erschließung möglich ist. Wir bitten daher 
folgendes sicherzustellen, 
• dass für den Ausbau des Telekommuni-


kationsliniennetzes im Erschließungs-
gebiet eine ungehinderte, unendgeldli-
che und kostenfreie Nutzung der künfti-
gen Straßen und Wege möglich ist, 


• dass auf den gemeinsamen Privatwe-
gen (Eigentümerwegen) ein Leitungs-
recht zugunsten der Deutschen Tele-
kom AG als zu belastende Fläche fest-
zusetzen entsprechend § 9 (1) Ziffer 21 
BauGB eingeräumt wird, 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird im Rahmen der 
Umsetzung des Bebauungsplanes 
berücksichtigt. 
 
 
 
Im Bereich der Privatwege ist ein Geh-, 
Fahr- und Leitungsrecht festgesetzt. 
 


• dass eine rechtzeitige Abstimmung der 
Lage und der Dimensionierung der Lei-
tungszonen vorgenommen wird und ei-
ne Koordinierung der Tiefbaumaßnah-
men für Straßenbau und Leitungsbau 
durch den Erschließungsträger erfolgt, 
d.h. für den rechtzeitigen Ausbau des 
Telekommunikationsnetzes sowie die 
Koordinierung mit dem Straßenbau und 
den Baumaßnahmen der anderen Lei-
tungsträger ist es notwendig, dass Be-  


Der Hinweis wird im Rahmen der 
Umsetzung des Bebauungsplanes 
berücksichtigt. 
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ginn und Ablauf der Erschließungsmaß-
nahmen im Bebauungsplangebiet der 
Deutschen Telekom AG, T-Com, Tech-
nische Infrastruktur Niederlassung 
Nordwest,  Ressort PTI 23, Friedrich-
Seele-Str. 7, 38122 Braunschweig so 
früh wie möglich, mindestens 4 Monate 
vor Baubeginn, schriftlich angezeigt 
werden. 


Sollten Veränderungen oder Verlegungen 
der vorhandenen Telekommunikationsli-
nien der Deutschen Telekom AG not-
wendig werden, so bitten wir Sie, sich so 
früh wie möglich, mindestens 3 Monate 
vor Baubeginn mit der Deutschen Tele-
kom AG, T-Com, PTI 23, Friedrich-Seele-
Str. 7, 38122 Braunschweig in Verbin-
dung zu setzen, damit alle erforderlichen 
Maßnahmen (Bauvorbereitung, Kabelbe-
stellung, Kabelverlegung usw.) rechtzeitig 
eingeleitet werden können. 
Bei der Bauausführung ist darauf zu 
achten, dass Beschädigungen an Tele-
kommunikationslinien vermieden werden 
und aus betrieblichen Gründen (z. B. im 
Falle von Störungen) jederzeit der unge-
hinderte Zugang zu vorhandenen Tele-
kommunikationslinien möglich ist. Es ist 
deshalb erforderlich, dass sich die Bau-
ausführenden über die zum Zeitpunkt der 
Bauausführung vorhandenen Telekom-
munikationslinien der Deutschen Tele-
kom AG beim PTI 23 (T-COM, Techni-
sche Infrastruktur Niederlassung Nord-
west, Friedrich-Seele-Str. 7, 38122 
Braunschweig) über die Lage informie-
ren. Die Kabelschutzanweisung der 
Deutschen Telekom AG ist zu beachten.  
Anbei unsere derzeitige TK- Struktur in 
diesem Bereich.  
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen und im Rahmen der 
Umsetzung des Bebauungsplanes 
berücksichtigt. 
 
 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen und im Rahmen der Umsetzung 
des Bebauungsplanes berücksichtigt. 
Der Erschließungsträger erhält eine Ko-
pie dieses Schreibens. 
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Stellungnahme Nr. 5 
Eisenbahn-Bundesamt 
Schreiben vom 05.02.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
ich danke für die Berücksichtigung der 
Hinweise, die ich mit Schreiben vom 
20.08.2007 gegeben habe. Darüber hi-
naus gehende Hinweise und Bedenken 
sind von meiner Seite nicht vorzutragen. 


 
 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 


Stellungnahme Nr. 6 
Niedersächsische Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr, Hannover 
Schreiben vom 17.02.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
durch das o.g. Vorhaben werden die Be-
lange der in der Zuständigkeit der Nie-
dersächsischen Landesbehörde für Stra-
ßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich 
Hannover liegenden Autobahn 39 be-
rührt. 
Ich kann dem Vorhaben zustimmen, weil 
die gesetzlich festgesetzte Bauverbots-
zone der A39 (gem. §9 FStrG 40m ge-
messen vom Fahrbahnrand der Auto-
bahn; gilt auch für Anschlussstellenram-
pen) beachtet wird. 
Ich kann der geplanten Bebauungsplan 
jedoch nur zustimmen, wenn die grund-
sätzlichen Regelungen zu Werbeanlagen 
im Bereich von Autobahnen aus dem All-
gemeinen Rundschreibens ARS 32/2001 
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung (BMVBS) beachtet 
werden, d.h. 
• Werbeanlagen nur am Ort der Leistung 
• Höhe der Werbeanlagen in der Regel 
maximal 20m 
• keine Prismenwendeanlagen 
• keine Lauflichtbänder 
• keine Rollbänder 
• keine Filmwände u.a. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Berücksichtigung der genannten Re-
gelungen zu Werbeanlagen im Bereich 
von Autobahnen wird Bestandteil der 
textlichen Festsetzungen. 
 
 
 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Die textlichen Festsetzungen und die 
Begründung werden entsprechend er-
gänzt. 
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Stellungnahme Nr. 7 
Polizeiinspektion Braunschweig 
Schreiben vom 03.03.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Aus Sicht der Polizeiinspektion Braun-
schweig werden die von uns wahrzu-
nehmenden Belange durch die Maßnah-
me nicht berührt. Bezüglich eventueller 
Planungsabsichten oder sonstiger Um-
stände teilen wir Ihnen „Fehlanzeige“ mit. 


 
- 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 


Stellungnahme Nr. 8 
SE|BS 
Stadtentwässerung Braunschweig 
Schreiben vom 06.02.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
das vorgestellt B-Plangebiet, RI 11, ehe-
mals als militärischer Lager- und Be-
triebshof genutzt, soll als eingeschränk-
tes Gewerbegebiet geplant werden. 
Aus den mir vorliegenden Planunterlagen 
geht hervor, dass keine öffentlichen Er-
schließungsstraßen geplant sind. Das 
Plangebiet mit einer Flächengröße von 
rd. 4,60 ha gilt entwässerungstechnisch 
als erschlossen. 
 
Regenwasser 
An der südlichen Plangebietsgrenze ver-
laufen öffentliche Regenwasserleitungen, 
die das Niederschlagswasser aus dem 
umliegenden Einzugsgebiet von Südwes-
ten nach Osten über einen öffentlichen 
Regenwasserkanal DN 300 in einen Vor-
flutgraben münden lässt. Von dort wird 
das ankommende Regenwasser weiter-
geleitet zu einem RW-Sammler DN 500, 
der am Vorflutgraben (Einleitungsstelle 
D008) einmündet. der weitere Verlauf 
des Niederschlagswassers führt über 
Entwässerungsgräben bis hin zur Mittel-
riede. Werden im Plangebiet mehr als 
40 % der Flächen versiegelt, ist eine de-
zentrale Regenwasserrückhaltung vorzu-
sehen. Das Aufnahmevermögen der öf-
fentlichen Regenwasserkanalisation ist 
auf Grund kleiner Rohrquerschnitte be-
grenzt. Für jedes im zukünftigen Gewer-
begebiet ausgewiesene Baugrundstück 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. Die Begründung wird 
entsprechend ergänzt. Die maximale 
Abflussspende von 10 l/(s x ha) für jedes 
Grundstück wird textlich festgesetzt. 
Damit ist gem. nochmaliger Rückspache 
mit der SEBS die Regenwasserableitung 
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gilt eine maximale Abflussspende von 10 
l/(s x ha). 
 
Schmutzwasser 
an der südlichen Plangebietsgrenze 
(Helmstedter Straße) verlaufen 
Schmutzwasserleitungen und zwei 
Druckleitungen nach Südwesten. Der 
Vorflutpunkt für die Schmutzwasserablei-
tung des zukünftigen Gewerbegebietes 
befindet sich südwestlich zur Gebäude-
außenkante von Hausnummer 56 Helm-
stedter Straße. Ein weiterer Anschluss-
punkt für Schmutzwasser wäre in der 
Reitlingstraße gegeben. 
Die vorhandenen öffentlichen Schmutz-
wasserleitungen können die rechnerisch 
anfallenden Abwassermengen von rd. 5,0 
l/s aufnehmen. 


ausreichend gesichert. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Die textlichen Festsetzungen und die 
Begründung werden entsprechend er-
gänzt. 
 


Stellungnahme Nr. 9 
ALBA GmbH 
Schreiben vom 02.02.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


1. In dem aufgezeigten Bereich haben wir 
keine Planungsabsichten. 
 


2. Öffentliche Straßen-, Fahrrad- und 
Fußwegbereiche sind so zu gestalten, 
dass von der Anlage der Flächen und 
der Art des Belages ein maschinelles 
Reinigen mit einer Kehr-Saugmaschine 
möglich ist (Fugenproblematik). Die 
Fahrbahnbreiten sind für Fahrzeugbrei-
ten von 2,50 m (auch in Kurven) zu 
bemessen. Bäume und Sträucher sind 
in den Zuwegen so zu beschneiden, 
dass die Aufbauten an den Entsor-
gungsfahrzeugen nicht beschädigt 
werden. 


 
3. Die Abfallbehälter (Papierkörbe und 


dergleichen) sind so zu platzieren, dass 
sie von Sammelfahrzeugen gut erreicht 
werden können. 


 
4. Für die Flächen für die Abfall- und 


Wertstoffsammlungen muss genügend 
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Platz zum aufnehmen dieser Stoffe und 
auch ebenso zum Rangieren zur Ver-
fügung stehen. Insbesondere verwei-
sen wir auf die § 8, § 9 und § 10 der 
Satzung über die Abfallentsorgung in 
der Stadt Braunschweig (Abfallentsor-
gungssatzung) vom 17. Dezember 
2003 (in der Fassung der Fünften Än-
derungssatzung vom 30. September 
2008, Amtsblatt Nr. 16 vom 7. Oktober 
2008, S. 51). 


 
5. Standort für Wertstoffcontainer: 


Hier soll ein Gewerbegebiet entstehen. 
Somit kann auf weitere Einrichtungen 
von Wertstoffcontainerstation verzichtet 
werden. Der bisherige Standplatz in der 
Reitlingstraße als Wertstoffcontainer-
station ist an gleicher Stelle auch wei-
terhin vorgesehen. Beim Ausbau des 
Gewerbehofes Elmblick empfehlen wir 
dringend, im Zuge der Maßnahme vom 
Baulastträger, den Untergrund des 
Containerstandplatzes zu pflastern und 
evtl. auch einen Sicht- und Wind-
schutzzaun zu errichten. 


 
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen und im Rahmen der Umsetzung 
des Bebauungsplanes berücksichtigt.  
Der Erschließungsträger erhält eine Ko-
pie dieses Schreibens. 
 


Stellungnahme Nr. 10 
eon Netz GmbH 
Schreiben vom 29.01.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Ihre Planung berührt keine von uns wahr-
zunehmenden Belange. Es ist keine Pla-
nung von uns eingeleitet oder beabsich-
tigt. 
 
Zur Vermeidung von Verwaltungsauf-
wand bitten wir Sie, uns an diesem Ver-
fahren nicht weiter zu beteiligen. 
 


 
 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Stellungnahme Nr. 11 
NABU 
Schreiben vom 24.02.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Aus Sicht von Natur und Umwelt haben 
wir keine grundsätzlichen Bedenken ge-
gen die Planung, sofern die im Umwelt-
bericht begründeten Maßnahmen einge-
halten werden. 
Allerdings erscheint uns der zum Wohn-
gebiet Reitlingstraße hin anzupflanzende 
Strauch- und Baumstreifen zu schmal, 
um die vom zukünftigen Gewerbehof zu 
erwartenden Emissionen (Schall, Licht, 
Schadstoffe) genügend zurückzuhalten. 
Der Karte 1: 1000 nach ist er nur 5m breit 
vorgesehen. Bei dem großen Areal er-
scheint uns eine Vergrößerung auf die 
doppelte Breite von 10 m angemessen 
und notwendig. Die Anpflanzungen soll-
ten auch sommerblühende Gehölze (für 
Bienen und Hummeln) enthalten. 
 
 
 
 
Ferner sollte zur Erhaltung der vier Lin-
den während der Bauzeiten ein ortsfester 
Bauzaun um sie und ihren gesamten 
Traufbereich errichtet werden. 


 
 
 
 
 
Die Gehölzanpflanzungen entlang der 
östlichen Grenze des Plangebietes sind 
als Randeingrünung des Gewerbegebie-
tes vorgesehen und erfüllen zugleich ab-
schirmende Funktionen zum angrenzen-
den Wohngebiet hin. Eine Verbreiterung 
des Pflanzstreifens wird nicht vorgese-
hen. Zusätzlich werden jedoch für eine 
gute Durchgrünung sowohl der gewerb-
lich genutzten Baugrundstücke, als auch 
im Bereich der Erschließungsstraßen 
und der Helmstedter Straße textlichen 
Festsetzungen aufgenommen. Die 
Baumpflanzungen und begrünten Flä-
chen verbessern zudem das Kleinklima 
und wirken sich minimierend und aus-
gleichend bei Eingriffen aus. 
 
Der Hinweis wird im Rahmen der Umset-
zung des Bebauungsplanes berücksich-
tigt. Der Erschließungsträger erhält eine 
Kopie dieses Schreibens. 
 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird teilweise durch 
zusätzliche Anpflanzfestsetzungen in-
nerhalb des Plangebietes berücksichtigt. 
 


Stellungnahme Nr. 12 
Braunschweig Zukunft GmbH 
Schreiben vom 27.02.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Aus Sicht der Wirtschaftsförderung be-
stehen gegen die beabsichtigte Aufstel-
lung des Bebauungsplanes grundsätzlich 
keine Bedenken.  
 
Wir bitten jedoch zu prüfen, ob in den 
textlichen Festsetzungen zu "I Art der 
baulichen Nutzung", Punkt 1.2, zweiter 
Gliederungspunkt, folgende Ergänzung 
aufgenommen werden kann: 
 
Einzelhandelbezogene Verkaufsflächen, 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine entsprechende Festsetzung wird 
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die in unmittelbarem Zusammenhang 
stehen mit der am Standort erfolgten 
Herstellung oder der Weiterverarbeitung 
von Waren und Gütern und von unter-
geordneter Größe sind.  
 
Vergleichbare Regelungen finden sich in 
den textlichen Festsetzungen für Gewer-
begebiete wie Rautheim-Nord (RA 13). 
 


unter Ausschluss festgelegter Waren-
gruppen ergänzt. 
 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird durch die Er-
gänzungen der Festsetzungen berück-
sichtigt. 
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Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift) 
Gewerbehof Elmblick RI 11 
Behandlung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB vom 
06. November bis 07. Dezember 2009 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 
Schreiben vom 10.06.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Wir beziehen uns auf Ihre Ausführungen bei 
der Sitzung des Stadtbezirksrates 213 am 
09.06.2009 zum Stand des Bebauungspla-
nes für den „Gewerbehof Elmblick“ bezüglich 
unser vorhandenen Tankstelle (Helmstedter 
Str. 56 )  
 
Hier haben wir Ihnen unsere Bedenken bzw. 
Gedankengänge im Bezug auf 
 
• Nicht zulässige Nutzung (Quelle 


Südnachrichten – Nr. 2 / 6. Jahrgang 
Juni/Juli 07 – Seite 17 - Lebensmittel und 
Getränke, Literatur, usw  


 
 
 
 
• Hohes Unfallrisiko - Ausfahrtsituation – 


gesamter Gewerbehof  
 
 
• Erweiterungsmöglichkeit / Entwicklung – 


Tankstelle – im Bezug auf Erweiterung der 
Shopverkaufsfläche – sowie Waschanlage 
 
 
 
 
 


 
 
 
 
• Überschwemmungsrisiko der Tankstelle 


bei Anbindung des gesamten Areals 
„Elmblick“ im Bezug auf Entwässerung 
geschildert. 


 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Tankstelle genießt gem. textlicher Fest-
setzung einen erweiterten Bestandsschutz, 
wonach Änderungen, Erweiterungen oder 
Ergänzungen zulässig sind, auch wenn die 
Tankstelle als neue Anlage nicht zulässig 
wäre. Zum erweiterten Bestandsschutz zählt 
auch der Tankstellenshop.  
 
Die Ausfahrtssituation ist im Rahmen eines 
Verkehrsgutachtens betrachtet worden. Ein 
erhöhtes Unfallrisiko ist nicht zu erwarten.  
 
Eine Erweiterung der Tankstelle ist gem. 
textlicher Festsetzungen um 500 m² Grund-
stücksfläche möglich. Eine Erweiterung der 
Verkaufsfläche um 30 m² wird durch eine 
entsprechende Ergänzung der Festsetzung 
A I 1.4 ermöglicht, jedoch nur unter der Vor-
aussetzung, dass sie mit einer Änderung 
oder Erweiterung der Tankstelle einhergeht. 
Die Errichtung von Waschstraßen und 
Selbstwaschplätzen ist gemäß der textlichen 
Festsetzung A I 1.1 im GEe2 zulässig.  
 
Die Entwässerung des Plangebietes ist gesi-
chert. Das Fassungsvermögen des Abwas-
serkanals ist entsprechend der Aussagen der 
Stadtentwässerung Braunschweig ausrei-
chend. 
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Wir bitten Sie hiermit insoweit bereits jetzt – 
vor / zur heutigen Planungsausschusssitzung 
Ihre Festlegungen dahingehend zu prüfen, 
dass die vorhandene Tankstelle bei weiter-
gehenden Umbauten bezüglich – Erweite-
rung Shop, Verkauf von „tankstellenüblichen 
Produkten“ sowie dem möglichen Bau einer 
Waschanlage / SB – Boxen auf dem geplan-
ten (von Ihnen vorgestellten) Erweiterungs-
bereich – oder dem bereits vorhandenen 
Bereich – nicht baurechtlichen Einschrän-
kungen/ Untersagungen im Hinblick auf die 
Änderungen im B – Plan bzw. später gültigen 
B-Plänen (Bauanträgen) unterliegt. 
 
Eine schriftliche „Sonderstellung“ wäre unse-
res Erachtens anzustreben. 
Wir gehen ebenfalls vom Bestandsschutz für 
diese Tankstelle aus, zumal wir bereits er-
heblich in Umbauten (Marke, Design) usw. 
zum Jahreswechsel investiert hatten. 
 
Dies bezieht sich auch auf die vorhandenen 
Ein – bzw. Ausfahrten. (Wenn möglich bitten 
wir um Übergabe einer Kopie der „Verkehrs – 
Verträglichkeitsuntersuchung“). 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine „Sonderstellung“ besteht für die Tank-
stellennutzung bereits in Form des erweiter-
ten Bestandsschutzes.  
 
 
 
 
Das Verkehrsgutachten hat im Rahmen der 
Beteiligung der Öffentlichkeit zur Einsich-
tnahme bereitgelegen. Eine separate Bereit-
stellung ist nicht vorgesehen. 
 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Die Anregungen werden teilweise durch ent-
sprechende Anpassung des Bebauungspla-
nes berücksichtigt und eine beschränkte Be-
teiligung gem. § 4a Abs. 3 BauGB durchge-
führt (siehe Anlage 10, Stellungnahme Nr. 1). 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 


Stellungnahme Nr. 2 
Schreiben vom 10.06.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


Auf der gestrigen Bezirksratssitzung wurden 
Bedenken bezüglich meines Tankstellen-
grundstückes vorgetragen. Insbesondere 
gegen die Beschränkung des  
 
• Warensortiments und des  
 
 
 
 
 
 
• Fassungsvermögens des Abwasserkanals. 
 
 
 
 
Gestatten sie mir daraufhin zu weisen, ob-
wohl Ihrerseits der Bestandsschutz der 


 
 
 
 
 
Die textliche Festsetzung A I 1.4 wird er-
gänzt, so dass die Erweiterung des Tankstel-
lenshops mit dem typischen Sortiment um 
max. 30 m² Grundfläche im Zusammenhang 
mit einer Änderung oder Erweiterung der 
Tankstelle zulässig ist. 
 
Das Fassungsvermögen des Abwasserka-
nals ist entsprechend der Aussagen der 
Stadtentwässerung Braunschweig ausrei-
chend.  
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Tankstelle vorgesehen worden ist, bei einer 
baulichen Erweiterung des Shops, das War-
enangebot nicht der geplanten Einschrän-
kung unterworfen werden darf. Die Wirt-
schaftlichkeit des Betriebes wäre damit nicht 
mehr gegeben. 
 
Zur geplanten Ableitung der Abwässer west-
lich des Grundstückes Helmstedter Straße 
56 wäre anzumerken, dass mit einer Zunah-
me der Abwassermenge gegenüber der Nut-
zung durch die Deutsche Wehrmacht zu 
rechnen ist. Bereits jetzt fördern die beiden 
Druckleitungen vermehrt Abwässer in das 
seinerzeit konzipierte Netz. Dieses führt zum 
zeitweisen Rückstau. Insofern wäre zu prü-
fen, ob nicht Teile des Gewerbehofes an den 
Kanal in der Reitlingstraße anzuschließen 
wären. 
Als Eigentümer des Grundstückes, Helm-
stedter Straße 56, erkläre ich, dass mein 
Vertragspartner, die MHB, Braunschweig, 
Hansestraße, auch in meinem Namen spre-
chen darf. 
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Anregungen werden teilweise durch ent-
sprechende Anpassung des Bebauungspla-
nes berücksichtigt und eine beschränkte Be-
teiligung gem. § 4a Abs. 3 BauGB durchge-
führt (siehe Anlage 10, Stellungnahme Nr. 2). 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
 


Stellungnahme Nr. 3 
Schreiben vom 01.10.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


als Vorsitzender der Traditionsgemeinschaft 
Garnison Braunschweig (TGB) bitte ich die 
Stadt Braunschweig um Unterstützung. Die 
TGB ist ein Zusammenschluss von ca. 900 
ehemaligen und aktiven Soldaten und Beam-
ten sowie Freunden, die es sich bereits vor 
Auflösung des Bundeswehrstandortes 
Braunschweig Anfang 2004 zum Ziel gesetzt 
haben, eine gemeinsame Heimstätte zur 
Wahrung militärischer Tradition und zur För-
derung, Bewahrung, Pflege und Darstellung 
der heimatlichen Militärgeschichte der Garni-
son und des Braunschweiger Landes zu 
gründen. In Verfolgung dieses Ansinnens 
wurde das Haus 7 des ehemaligen Posthofes 
bereits in 2003 für diesen Zweck vorgesehen 
und mit Mobiliar und Traditionsgegenständen 
belegt. Im Jahr 2000 wurden die Erinne-
rungs- und Gedenksteine aller Kasernen im 
Posthof zu einem Ehren- und Gedenkhain 
vereinigt. Dort findet seitdem jährlich die Ge-


Das Grundstück befindet sich in privatem 
Eigentum. Ein Nutzungsrecht kann über die 
Bauleitplanung nicht gesichert werden. Da 
die Voraussetzungen für eine umfassende 
Nutzung des Gebäudes 7 und seines Umfel-
des durch den vorliegenden Bebauungspla-
nes möglich werden, wird der TGB empfoh-
len mit dem Eigentümer entsprechende pri-
vatrechtliche Verträge abzuschließen. 
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denkfeier zum Volkstrauertag, seit 2008 mit 
Vertretern der Stadt, statt. Eine endgültige 
und umfassende Nutzung des Gebäudes 7 
und seines Umfeldes ist nicht möglich, weil 
der Eigentümer auf die fehlenden Vorausset-
zungen in Form eines gültigen Bebauungs-
planes verweist. 
Aus diesem Grund bitte ich im Namen des 
TGB eine Nutzung zu sichern und zu erleich-
tern.  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
 


Stellungnahme Nr. 4 
Schreiben vom 26.11.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
in dem Bebauungsplan ist ein Fuß- und 
Radweg geplant.  
Für eine bessere Infrastruktur für Fußgänger 
und Radfahrer wäre es unbedingt notwendig 
hier den Fuß- und Radweg entlang der Bahn-
linie (Hinter den Häusern der Mastbruchsied-
lung bis zum bestehenden Feldweg (Verlän-
gerung der Straße Erzberg) zu erweitern, um 
den Anschluss an das Naherholungsgebiet 
Buchhorst attraktiv anzubinden. 
 


 
Der genannte Bereich befindet sich nicht 
innerhalb des Plangebietes. Grundsätzlich 
verfolgt die Verwaltung das Ziel einer besse-
ren Infrastruktur für Fußgänger und Radfah-
rer im Stadtgebiet. Die im Geltungsbereich 
gelegene Grünfläche lässt die Herstellung 
eines Fuß- und Radwegs zu, der sowohl der 
Verbindung des Knotenpunkts an der Helm-
stedter Straße mit dem Wohngebiet als auch 
der Fortführung des Weges im Rahmen des 
Ringgleisweges dient.  


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 


Stellungnahme Nr. 5 
Schreiben vom 26.11.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
auf Grund der mündlichen Zwischennachricht 
von Frau Becker-Gmahl zu der an Sie ge-
sandten Mail unseres Hauses vom 
18.11.2009 erheben wir hiermit zu Ihrer Ant-
wort Einwendungen zu folgenden Punkten: 
1. Die Verkaufsfläche des Tankstellenshops 


darf nur in der jetzt vorhandenen Größe 
betrieben werden. 
-Bestandsschutz- 
Wir beantragen hiermit die Prüfung auf 
textliche Änderung / Festsetzung: 
Die vorhandene Verkaufsfläche des Tank-
stellenshops darf bei baulich bedenklicher 
Substanz im geringen Umfang um maxi-
mal 30 qm zusätzlich zum Beispiel durch 
Schließung der jetzigen ,,Pflegehalle") im 
Rahmen des Bestandsschutzes erweitert 
werden. 


2. Sollte im Antwortschreiben der Passus - 
Verkauf von Produkten im Shop - ist auf 


 
 
 
 
 
 
zu 1. Die textliche Festsetzung A I 1.4 wird 
ergänzt, so dass die Erweiterung des Tank-
stellenshops mit dem typischen Sortiment um 
max. 30 m² Grundfläche im Zusammenhang 
mit einer Änderung oder Erweiterung der 
Tankstelle zulässig ist. 
 
 
 
 
 
 
 
zu 2. s.o. 







- 5 - 
 


das jetzt angebotene Sortiment „be-
schränkt" (oder ähnlich umschrieben) ge-
nannt sein, bitten wir ebenfalls um Prü-
fung und Änderung der textlichen Festset-
zung auf „Es dürfen die üblicherweise" in 
Tankstellenshops -- vertriebenen Produkte 
angeboten und auch in der dann eventuell 
geringfügig erweiterten Verkaufsfläche 
angeboten und verkauft werden. 


Wir bitten um entsprechende Prüfungen und 
schriftliche Nachricht an unser Haus. 
 
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Anregungen werden durch entsprechen-
de Anpassung des Bebauungsplanes be-
rücksichtigt und eine beschränkte Beteiligung 
gem. § 4a Abs. 3 BauGB durchgeführt (siehe 
Anlage 10, Stellungnahme Nr.1). 
 


Stellungnahme Nr. 6 
Schreiben vom 05.12.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


nachstehend erlaube ich mir Ihnen meine 
Stellungnahme fristgerecht einzureichen. 
 
Anlage 4, Seite 1 - I Art der baulichen Nut-
zung 
1.4 Die ausnahmsweise zulässige Erweite-
rungsfläche bis 500 qm unterliegt der Fest-
setzung des GEe2. 
Ich gehe davon aus, dass der erweiterte Be-
standschutz für den Bereich des derzeitigen 
Tankstellengrundstücks (268/42) auch nach 
einer eventuellen Erweiterung fortbesteht, 
d.h. die % Festsetzungen für GEe2 wären 
weiterhin nicht anzuwenden.  
 
 
 
Anlage 4, Seite 2 - II Maß der baulichen Nut-
zung 
2.5 Für das städtische Flurstück (2681100) 
ist eine Ein- und Ausfahrt vorgesehen. Da 
beabsichtigt ist mein Gartengrundstück 
(2681112) in das GEe4 mit einzubeziehen, 
müsste m.E. eine Zuwegung ebenfalls plane-
risch gesichert werden. ' 
 
Anlage 5, Seite 12-- 5 Behandlung -der Um-
weltbelange  
5.3 Seite 12 (f.) letzter Satz, siehe bitte er-
gänzend Zeichnerische Festsetzungen. 
Der vorhandene Grünstreifen auf meinem 
Gartengrundstück endet mit einem gewissen 
Abstand vor der Fahrbahnbegrenzung der 
östlich gelegenen Tankstellenzufahrt. In den 


 
 
 
 
 
Für das derzeitige Tankstellengrundstück 
besteht der Bestandsschutz auch nach der 
Erweiterung. Es wird angenommen, dass der 
Verfasser unter den % Festsetzungen die 
Festsetzung der GRZ versteht. Im Hinblick 
auf die Tatsache, dass Tankstellenbetriebe 
eine größere als in Gewerbebetrieben übli-
che GRZ aufweisen und benötigen, wird eine 
Erhöhung der GRZ-Festsetzung auf max. 0,8 
für den Ausnahmefall der Tankstellenerweite-
rung vorgenommen.  
 
 
 
Die Erschließung des Gartengrundstücks 
erfolgt wie für das städtische Grundstück von 
der Reitlingstraße. Die textliche Festsetzung 
wird redaktionell korrigiert – anstatt „städti-
sches Grundstück“ wird sie für das „GEe 4“ 
zugelassen.  
 
 
 
Die Planzeichnung wird entsprechend korri-
giert.  
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zeichnerischen Festsetzungen ist dieser 
Grünstreifen nunmehr bis in den Fahrbahn-
bereich hinein gezogen worden. Ich bitte die-
ses Versehen zu korrigieren. 
 
Ergänzend möchte ich auf mein S. v. 10. Juni 
2009 an Sie hinweisen. 
 
Gestatten Sie mir abschließend aus meiner 
Sicht vorzutragen, dass der Bereich des GEe 
4 nicht in die Planung des Gewerbehofes 
Elmblick (RI 11) einbezogen werden sollte. 
Neben dem Vorteil die Immissionen durch 
fehlende gewerbliche Bebauung nicht zu 
erhöhen, brächte die Aufrechterhaltung des 
RI 3 für das städtische Grundstück 
(2681100) sicherlich für den Stadtkämmerer 
ein Vielfaches an Veräußerungsgewinn, als 
augenblicklich für Gewerbeflächen erzielt 
wird. 
Die Umnutzung der städtischen Grünfläche 
als Gewerbegebiet würde auch den Freizeit- 
und Erholungswert meines Gartengrundstü-
ckes (2681112) erheblich stärker schmälern 
als die z.Z. mögliche Nutzung im Rahmen 
des noch gültigen Bebauungsplanes RI 3. 
Auch für die angrenzende Siedlungsfläche 
wäre eine gewerbliche Überbauung, zusätz-
lich zu dem Gewerbehof, negativ zu bewer-
ten. 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
Die Einbeziehung des städtischen Grund-
stücks in das Plangebiet ist geprüft worden. 
Planungsrechtlich besteht bereits eine Bau-
fläche gemäß rechtskräftigem Bebauungs-
plan. Eine Bebauungsmöglichkeit wird also 
nicht neu geschaffen. 
Auch aus sonstiger stadtplanerischer Sicht 
bieten sich keine Aspekte, die auf einen Ver-
zicht der Gewerbegebietsausweisung für das 
GEe 4 hindeuten. Mit der Abgrenzung zur 
Reitlingstraße wird der Bereich insgesamt 
klar abgegrenzt, auch gegenüber der dann 
anschließenden Wohnnutzung. 
Die Festsetzung steht im Übrigen nicht ent-
gegen, wenn das Grundstück in seiner bishe-
rigen Nutzung fortgeführt wird. Der Be-
bauungsplan schafft hier lediglich das Ange-
bot für eine gewerbliche Nutzung, eine ande-
re Nutzung, z.B. Wohnnutzung ist wegen der 
Immissionsbelastung durch das benachbarte 
Gewerbe nicht möglich. 
 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Die Anregungen werden teilweise durch ent-
sprechende Anpassung des Bebauungspla-
nes berücksichtigt und eine beschränkte Be-
teiligung gem. § 4a Abs. 3 BauGB durchge-
führt (siehe Anlage 10, Stellungnahme Nr. 2). 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
 


 





		Stellungnahme Nr. 1

		Stellungnahme Nr. 2

		Stellungnahme Nr. 3

		Stellungnahme Nr. 4

		Stellungnahme Nr. 5

		Stellungnahme Nr. 6






 
 Anlage 8  
 Stand: 8. April 2010 
 
 
 
 


Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift) 
Gewerbehof Elmblick RI 11 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange im Rahmen der Benachrichtigung über die öffentliche Auslegung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB vom 06. November bis 07. Dezember 2009 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 
DB Services Immobilien GmbH 
Immobilienbüro Hannover 
Kurt-Schumacher-Str. 7 
30159 Hannover 
Schreiben vom 17.11.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


die DB Services Immobilien GmbH, als von 
der Deutschen Bahn AG bevollmächtigtes 
Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit 
nachstehend die Gesamtstellungnahme der 
Deutschen Bahn AG zu obengenanntem Ver-
fahren. 
In direkter Nachbarschaft zu dem Planvorha-
ben verläuft die planfestgestellte Eisenbahn-
strecke 1911, km ca. 63,0 rechts. 
Aus eisenbahntechnischer Sicht bestehen 
gegen das geplante Vorhaben keine Beden-
ken, wenn nachfolgende Auflagen und Hin-
weise beachtet werden: 
• Die Betriebsfähigkeit und der Bestand der 


planfestgestellten Eisenbahnanlage dür-
fen in keiner Weise beeinträchtigt wer-
den.  
In den uns vorliegenden Unterlagen wird 
die Zuwegung zu den Kleingartenanlagen 
überplant; wir weisen darauf hin, dass es 
sich bei der Zuwegung um gewidmete 
Bahnanlagen handelt, die zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht beplanbar ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Stadt Braunschweig beabsichtigt, die ca. 
60 m² große Fläche, die sich im Besitz der 
Bahn befindet und als Bahnfläche gewidmet 
ist, als Verbindungsweg zwischen dem Rad- 
Fußweg entlang des Gewerbegebiets und 
der Mastbruchsiedlung zu realisieren.  
Mit einer Anpassung der Planung wird die 
vorrangige Widmung des Wegeabschnitts 
als Bahnfläche und der Zugang für die dahin-
terliegenden Bahnanlagen im Bebauungs-
plan nachhaltig gesichert. Für diese noch 
planfestgestellte Fläche ist eine öffentliche 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Geh- 
und Radweg festgesetzt, deren Zulässigkeit 
unter der aufschiebenden Bedingung der 
Freistellung der Fläche von Bahnbetriebs-
zwecken gemäß § 23 AEG steht. 
Nach der Entwidmung gilt auf der geplanten 
öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbe-
stimmung Geh- und Radweg ein Fahrrecht 
zugunsten der Bahn, so dass diese als Zu-
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In der Nähe von Bahnstrecken kann es 
zu Immissionen durch den Bahnbetrieb 
kommen; deshalb ist bei der Schaffung 
neuer Nutzungs- und Baurechte nach 
dem Prioritätsgrundsatz auf bestehende 
Rechte Rücksicht zu nehmen und even-
tuell erforderliche (Schall-) Schutzmaß-
nahmen sind dem Planungsträger der 
neu hinzukommenden Nutzung und nicht 
der Deutschen Bahn AG aufzuerlegen. 
Die Entwässerungsverhältnisse für die 
angrenzenden Bahnanlagen dürfen sich 
nicht verschlechtern. Die Ableitung jegli-
cher Abwässer (z. B. Niederschlags- und 
Schmutzwasser) auf Bahngelände, ist 
grundsätzlich nicht zulässig. 


• Im Grenzbereich zu den Bahnanlagen ist 
Vorsicht wegen möglicher Bahnkabel er-
forderlich. 


• Geplante Bepflanzungen in der Nähe der 
Bahn sind mit der Deutschen Bahn AG 
gesondert abzustimmen. Das Merkblatt - 
Bepflanzungen an Bahnstrecken - ist 
hierbei zu beachten. Dieses Merkblatt 
kann - bei Bedarf - bei der DB Netz AG 
abgefordert werden. 


 
Wir bitten um erneute Beteiligung im mate-
riellen Baurecht. 
 
 


wegung zu den dahinterliegenden Bahnanla-
gen gesichert wird. Die genauere Ausgestal-
tung des Wegeabschnittes bleibt zukünftigen 
Verträgen vorbehalten. 
 
Die Immission durch den Bahnbetrieb sind im 
Rahmen der Planung auf der Grundlage ei-
nes schalltechnischen Gutachtens berück-
sichtigt worden. Der Prioritätsgrundsatz auf 
bestehende Rechte Rücksicht zu nehmen ist 
entsprechend der Stellungnahme bereits in 
der Begründung zum Bebauungsplan enthal-
ten. 
 
 
Eine Ableitung von Abwässern auf das 
Bahngelände ist nicht vorgesehen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
und im Rahmen der Umsetzung des Be-
bauungsplanes berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Die Anregung bzgl. der gewidmeten Bahnan-
lage wird entsprechend der Stellungnahme 
der Verwaltung berücksichtigt. Die DB Servi-
ces Immobilien GmbH wird gem. § 4 a Abs.3 
BauGB erneut beteiligt (siehe Anlage 9). 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
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 Anlage 9  
 Stand: 8. April 2010 
 
 
 


Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift) 
Gewerbehof Elmblick RI 11 
Behandlung der Stellungnahmen eines Trägers öffentlicher Belange im Rahmen der 
erneuten beschränkten Beteiligung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB vom 22. Dezember 
2009 bis 06. Januar 2010 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 
DB Services Immobilien GmbH 
Immobilienbüro Hannover 
Kurt-Schumacher-Str. 7 
30159 Hannover 
Email vom 05.01.2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


mit der uns vorgelegten Anpassung/ Ergän-
zung des Bebauungsplanes "Gewerbehof 
Elmblick RI 11" zwischen Reitlingstraße, 
Helmstedter Straße und den Gleisanlagen 
der Deutschen Bahn AG, Stand: 20. Dezem-
ber 2009 - bedingte Festsetzung im nördli-
chen Bereich der öffentlichen Grünfläche mit 
Zweckbestimmung "Geh- und Radweg" 
(Bahnfläche) sind wir einverstanden  
  


Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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